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Nr. 140. Mittag⸗Ausgabe. 


Telegraphiſche Nachrichten. 

London, 23. Marz. In Folge des Beſchluſſes der proviſori⸗ 
ſchen Regierung in Athen, betreffend die Erſparungen im Staats⸗ 
hausbalt, iſt auch der Geſandte Tricupi von hier abberufen worden. 

Turin, 23. März. Die geſtrige „Opinione“ erwähnt eines Ge⸗ 
rüchtes, daß der Miniflerpräfident aus Geſundheitsrückſichten feine Ent⸗ 
laſſung eingereicht habe, und daß noch andere Veränderungen des Ka⸗ 
binettes im Werke wären, In unterrichteten Kreiſen hält man die 
Nachricht mindeſtens filr verfrüht. 8 

Paris, 23. März. Der Fürſt Metternich iſt heute angekommen 
und hat um 2 Uhr dem Miniſter Drouyn de Lhuys einen Beſuch 
gemacht. 

Turin, 23. März. Dem Vernehmen nach wird Farini, Conſeil⸗ 
präſident und Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten, allerdings um 
ſeiner Geſundheit willen abtreten und im Vorſitz des Conſeils Ming⸗ 
hetti zum Nachfolger erhalten. 
niſterveränderungen ſind ungegründet. 
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Candtags⸗ Verhandlungen. 


26. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. (23. März.) 
Präſident Grabow eröffnet die Sitzung um 10% Uhr. — Am Mini⸗ 
ſtertiſche: Graf v. Itzenplitz, v. Mübler, als Reg.⸗Commiſſar Geh.⸗Rath 
Stiehl. Es ſind wiederum mehrere Zuſtimmungs⸗Reſolutionen eingegangen. 
Mebrere Urlaubsgeſuche werden genehmigt. Von Seiten des Handelsmini⸗ 
ſters iſt eine Ueberſicht über den Bau beziehungsweiſe Betrieb der Staats⸗ 
eiſenbahnen eingegangen. Dieſelbe wird der Commiſſion für Handel und 
Gewerbe überwieſen. Vom Präſidenten des Herrenhauſes wird die An: 
nahme der Geſetzentwürfe angezeigt, betr. die Aufhebung des § 13 Zuf. 213 
zum oſtpreußiſchen Provinzialrecht, die erleichterte Umwandelung der kur⸗ 
märkiſchen reſp. altmärkiſchen und neumärkiſchen Lehne in Fideicommiſſe, 
und endlich die Actiengeſellſchaften, bei denen der Gegenſtand des Unter⸗ 
nehmens nicht in Handelsgeſchäften beſteht. Die beiden erſten Geſetzentwürfe 
werden der Juſtizcommiſſion überwieſen, der letztere den vereinigten Com⸗ 
miſſionen für Juſtiz und für Handel und Gewerbe. Die Commiſſion für den 
Antrag Schulze (Berlin) und Genoſſen, betr. die privatrechtlichen Verhält⸗ 
niſſe der auf Selbſthilfe gegründeten Genoſſenſchaſten hat ſich conſtituitt. Sie beſteht 
aus den Abgeordneten Henrici, Reichenheim, Meibauer, Parriſius (Branden⸗ 
burg), v. Rönne (Solingen), Parriſius (Gardelegen), Reichenſperger (Geldern), 
Löwe (Bochum), Leue, Wachsmuth, Thomſen, v. Carnall, v. Ziegert. Vor⸗ 
fiender der Commiſſion ift der Abg. Parriſius (Brandenburg), Stellvertre⸗ 
ter des Vorſitzenden Abg. v. Carnall, Schriftführer Abg. Thomſen, Stell⸗ 
vertreter des Schriftführers Abg. Meibauer. Die drei Präſidenten des Hauſes, 
welche beauftragt waren, dem Könige zu feinem Geburtstage die Glückwünſche 
des Hauſes darzubringen, haben, wie Präſident Grabow hierauf mittheilt, 
durch Vermittelung des Ober⸗Hofmarſchalls Grafen v. Püdler die nachge⸗ 
ſuchte Gratulations⸗Audienz erhalten und ſind von dem Könige auf das 
allerhuldvollſte empfangen worden. H 
Der Präfident hat an den König ungefähr folgende Worte gerichtet: 
„Malſeſtät! Das Haus der Abgeordneten, der Träger der innigſten Theil⸗ 
nahme des preußiſchen Volkes an den freudigen Ereigniſſen des Königs⸗ 
bauſes, entſendet uns, Ew. königlichen Majeftät feine und des Landes aufs 
richtige Glügwünſche darzubringen. Möge das begonnene neue Lebensjahr 
für Ew. Majeſtät und für das ganze königliche Haus, wie für das gefammte 
preußiſche Volk ein ſegensreiches und heilbringendes fein.“ Wiederholt dankte 
des Königs Majeſtät uns und dem Hauſe für die ausgeſprochenen Wünſche, 
die, wie Allerhöchſtdieſelben nicht bezweifeln, vom ganzen Hauſe getheilt wür⸗ 
den. Se. Majeſtät beauftragten uns, dem Hauſe von dieſem Danke Kennt⸗ 
niß zu geben, und hegten die Hoffnung, daß, wenn auch jetzt die Meinun⸗ 
gen noch auseinandergingen, es doch gelingen werde, die Differenzen zu heben, 
und daß in Jabresfriſt Manches ausgeglichen ſein werde, was jetzt noch aus⸗ 
einanderginge, da die Geſinnungen des Landes und ſeiner Vertreter immer, 
wie Er wiſſe, dem Könige treu ſeien. ö 
Das Haus tritt nunmehr in die Tagesordnung ein. Der erſte Gegen: 
ſtand derjelben iſt der Bericht der 14. Commiſſion über den Geſetzentwurf, 
betreffend die Abänderung des § 13 des Geſetzes über die Beſteuerung der 
Bergwerke vom 12. Mai 1851. Der Geſetzentwurf lautet: „Die auf Grund 
von Verträgen oder anderer ſpeciellen Rechtstitel an den Staat zu entrich⸗ 
tenden Bergwerksabgaben können auf den Antrag der Verpflichteten für die 
olgezeit und bereits vom 1. Januar 1863 ab auf die im Geſetz vom 20ften 
ktober 1862 feſtgeſetzten Beträge ermäßigt werden.“ N 
„Bei denjenigen Bergwerken, von welch en der Staat in Gemeinſchaft mit 
einem andern Berechtigten den Zehnten oder die an deſſen Stelle getretene 
Bergwerks ⸗Abgabe erhebt, ſoll der von Dritten an den Staat zu entrichtende 
Theil dieſer Abgabe vom 1. Jan. 1863 ab bis auf den der urſprünglichen 
Betheiligung des Staats an der Geſammt⸗Abgabe entſprechenden aliquoten 
Theil des durch das Geſetz vom 29. October 1862 beſtimmten Prozentſatzes 


ermäßigt werden. 3 
8 3, Die zur Zeit beſtehenden Beſtimmungen, insbeſondere der $ 13 des 
Geſetzes vom 12. Mai 1851, werden, ſoweit fie den Vorſchriften des gegen⸗ 
wärtigen Geſetzes zuwiderlaufen, hierdurch aufgehoben. — Zur Generaldis⸗ 
kuſſtion nimmt das Wort, Abg. v. Beughem: Die durch den Geſetzent⸗ 
wurf gegebene Erleichterung in der Beſteuerung würde von den Intereſſen⸗ 
ten mit ungetheilter Freude begrüßt werden. Er wolle nur der Regierung 
ſeine 9 dafür ausſprechen, daß ſie die im vor. J. vom Hauſe ge⸗ 
faßte Reſolution berückſichtigt habe. — Er bäte die Regierung, die Verhält: 
niſſe mit den Standesherren bald zu reguliren, weil ia den Bezirken der 
ehemals Unmittelbaren die Ueberbürdung noch fortdauere. — Der Handels⸗ 
tainiſter erklärt, daß die Regierung die Wichligkeit dieſer Frage nicht ver⸗ 
enne und bereits in Berathungen darüber eingetreten ſei. — Da dieſe noch 
nicht zum Abſchluß gekommen, hätte der Geſetzentwurf auf dieſe Verhältniſſe 
vo nicht ausgedehnt werden können. — Nach einer kürzeren Debatte über 
ieſen Gegenſtand zwiſchen dem Handelsminiſter und dem Abg. 
dalla und nach einer Anfrage des Abg. Saalfeld, ob die Ver⸗ 
bältnifle Yon Stolberg ebenfalls berückſichtigt werden würden, auf welche der 
bebe — ter erwiedert, daß dies geſchehen würde, wenn es ſich machen 
ohne n eraldiskuſſion geſchloſſen und der ganze Geſetzentwurf 
Den 9 — Giskusſion einſtimmig angenommen. , 
Commiſſion übes stand bildet der Petitionsbericht der Unterrichts⸗ 
Mac ei Nefolutionen sub Ar", bereit ausführlich berichtet haben. Zu den 
die Grundprinzipien des zukanftigen Unterrichts eſetzes enthält, formulirten 
Anträgen der kr un „ine Reihe ben eingegangen, 
e wir an den f ellen mittheilen werden. 
Es wird zunächſt die Generaldiscuſſion über ſämmtliche vorliegende An⸗ 
dee eröffnet in S g berbeißenen on über Litt. A.: „Der Erlaß 
€ A 
Ytriamefen zu vegeln betimmt ißt Ib mit jeden Jahre anne ph 
Bedürfnif und zur unabweislicheren 99 8 9 
De „Krauſe (Magdeburg) motivirt 
Anträge eg die Wichtel und Deinglckelt 4 — —.— 
den Gegenſtandes. Die Militär: und Amgen dürfe die Volksſchulfrage 
t verdrängen, die überdies eine angemeſſene Abwechſelung in den Debat⸗ 
Mu bilden werde. Man werfe zwar ein, daß nichts mit den beantragten 
Ueheludlenen werde effectwirt werden; darauf ſei zu erwidern, man werde in 
Sehr Frage gerade jo viel und fo wenig effectuiren, wie auf den andern 
ieten, Das Gebiet des Voltsunterrichts dürfe nicht dem Belieben der 
der Daltun sbebörden überlaſſen bleiben, deren Praxis gegen Art. 20 und 12 
e dae verſtoße. Das Bedürfniß der geſetzlichen Regelung ſei ein 


dringliches. Die gegenwärtigen Beſtimmungen ſeien häufig hundert“ 


Rabr alt und würden von den einzelnen Lokalbehörden verſchieden interpre⸗ 
dieſen Der Bureaukratismus von vor 100 Jahren berrſche noch jetzt und auf 
die U Öebiet in einer Weſſe, die zuweilen faſt komiſch fein würde, wenn 

Sache nicht fo ernſthaft wäre. Die Raumer'ſche Verwaltung habe ſich 


i zudem in tendenziöͤſer Weile bemüht, das Unterrichtsweſen auf die alten 


Die anderweitigen Gerüchte von Mi⸗ſſch 


von denen die zweite in 24 Sätzen J 


et 


Vierundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Zuſtände möglichſt zurückzuſchrauben. Die Verwaltung durch Regulative 
habe in allen Zweigen des Gebiets überhand genommen, ſelbſt ſchon bis zu 
den Gymnaſien hin. . 

Das Bedürfniß und die Verpflichtung der Regierung zur Abhilfe werde 
vom Cultusminiſter zwar anerkannt, dennoch entziehe er ſich der Erledigung 
unter dem Vorwande der Schwierigkeit des Geſetzes. Dazu brauche man 
aber nicht 13—15 Jahre; das Minifterium habe ſehr geſchickte Räthe; wer 
fo vollendete Regulative ausarbeite, der konne auch das Geſetz machen. 
(Beifall) Man wiſſe ja zudem, daß das Geſetz vor Jahren bereits bis auf 
die Unterſchrift fertig gelegen habe. — Der Miniſter meine, mit dieſem Hauſe 
werde er ein Geſetz nicht vereinbaren können; da bleibe alſo nur übrig, daß 
entweder der Miniſter gehe, oder die Spannung durch Auflöſung des Hauſes 
beſeitigt werde. Der Zuſtand beweiſe, daß es dem Miniſter keine Beſchwerde 
mache, wenn Jahr aus Jahr ein Hunderte von Lehrern, von Wittwen und 
Waiſen Noth litten, wenn Hunderte von Lehrern mit mangelhafter Bildung 
in die Welt hinausgingen. Die Beſtimmung der Verfaſſung verlange zwar 
nicht, daß das Unterrichtsgeſetz ſdfort erlaſſen werde, ſie überlaſſe den Zeit⸗ 
punkt aber auch nicht dem Belieben des Miniſters. Nach Erledigung der 
erforderlichen Vorarbeiten müſſe es zu Stande kommen. — Der Miniſter 
eine fo ein Verbleiben im Miniſterium für dringlicher zu halten, als das 
Zustandekommen des Geſetzes. — Die Anträge der Commiſſion ſtellten ſich 


auf den wichtigen Standpunkt, bei allen großen Organiſationsfragen mit] J 


poſitiven Grundſätzen hervorzutreten. Das Haus müſſe dem Lande zeigen, 
wo die Schuld liege daran, daß trotz aller Anerkennung des Bedürfniſſes die 
Sache immer und immer wieder auf die lange Bank geſchoben werde. 
(Beifall.) Die aufgeſtellten Grundſätze könnten auf abſolute Vollſtändigkeit 
keinen Anſpruch machen, ſie enthielten aber das Weſentlichſte. — Ueber die 
Stellung des Miniſters zu dieſer Frage ſei der Commiſſion nichts bekannt 
geworden; der den Berathungen beiwohnende Reg.⸗Commiſſar habe ſich 
darüber nicht ausgeſprochen, ſondern nur zum Zweck der Information über 
die gepfleg nen Verhandlungen denſelben beizuwohnen erklärt. 

Abg. v. Malinckrodt: Er halte es für überflüſſig, über eine ſo wichtige 
Frage zu debattiren, wenn man ſich von vorn herein bewußt ſei, daß die 
Debatte keinen Erfolg haben werde. — Die Unterrichts⸗Commiſſion lege die 
Lanze gegen die viel beſprschenen Regulative ein und dieſe Oppoſition gehe 
durch alle Anträge der Commiſſion. Dabei überſehe man, daß die Regula⸗ 
tive hauptſächlich nur für die evangeliſche Volksſchule und für die evangel. 
Seminare beſtimmt ſeien, und daß man eine erhebliche Zahl von Katholiken 
und kathol. Schulen im Lande habe. In der Unterrichts⸗Commiſſion aber 
ſei kein Mitglied der katholiſchen Fraction. Unter dieſen Umſtänden ſei die 
Autorität der Commiſſion doch eine ſehr zweifelhafte. Die Commiſſion habe 
ſich die Sache ſehr leicht gemacht, trotz des umfangreichen Berichtes. Wenn 
es ſich um Dinge handle, die ſich im Laufe einer tauſendjährigen Geſchichte 
entwickelt hätten, da ſcheine es nothwendig, daß man ſich das Vorhandene 
N und das Geſetz an das hiſtoriſch Vorhandene anſchließe. 
Die Commiſſion hätte dem Hauſe ein klares Bild davon geben müſſen. Der 
Bericht haac es unterlaſſen die thatſächlich vorhandenen Verhältniſſe vorzu⸗ 
führen und namentlich die Bedürfnißfrage ſcharf ins Auge zu faſſen. Dies 
ſei doch bei jedem Geſetze der Fall und wenn der Referent dies auch in ſei⸗ 
ner Einleitungsrede nachzuholen verſucht habe, ſo ſei ſeine Auslaſſung doch 
von einer durchaus einſeitigen Verfaſſung ausgegangen; er habe mit keinem 
Worte der Verhältniſſe der katholiſchen Schulen erwähnt. — Der Redner 
beleuchtet dann die einzelnen Vorſchläge der Commiſſion. — Mit dieſen Pro: 
jekten der Commiſſion könne er ſich nicht einverſtanden erklären. Man möge 
die Verhältniſſe ihrer ruhigen geordneten Entwicklung überlaſſen und nicht 
mit gewaltiger Hand darin eingreifen. Die Folge ſei gewöhnlich das Gegen ⸗ 
theil von dem, was man beabſichtige. Die Anſichten ſeien ſehr auseinander⸗ 
gehend und zwiſchen den Endpunkten lägen ſehr viele kleine Nüancirungen, 
die wohl der reiflichſten Erwägung unterworfen werden müßten. 

Wenn man den Verſuch mache, die Zukunft zu erobern, ſo werde man 
ſich nicht wundern können, wenn er und ſeine Freunde auch ihre Zukunft 
ſeſtzuhalten ſuchten. Wenn man glaube, Alles erreicht zu haben, wenn 
ſämmtliche Factoren dem Geſetze ihre Zuſtimmung gegeben hätten, ſo würde 
man erſt recht am Anfang aller Schwierigkeiten ſtehen. Die Piemonteſen 
dekretirten auch: Rom iſt die Hauptſtadt von Italien, und ſie ſei es heute 
noch nicht. Im wohlverſtandenen Intereſſe aller Parteien liege es, ſolche 
Fragen reif werden zu laſſen und ſie nicht vor der Zeit gewaltſam löſen zu 
wollen. Was dringlich ſei, das ſei die Verbeſſerung der Stellung des Lehrer: 
ſtandes. Ein Blick auf die Tabellen, welche im Commiſſions⸗ Berichte ſich 
befinden, werde lehren, daß in Preußen die Schullehrer dürftiger geſtellt 
ſeien, als in irgend einem andern deutſchen Staate. Es ſei auch von keiner 
Seite ein Zweifel darüber, daß in dieſer Beziehung weſentliche Abhilfe noth⸗ 
wendig ſei und deshalb möge man ſich vorläufig darauf beſchränken. Thue das 
Haus das nicht, ſo würden die Lehrer noch ſehr lange warten müſſen (ſehr 
richtig) und es würden die Vorwürfe nicht die Regierung treffen, ſondern 
das Haus würde vollen Theil daran haben. (Bravo!) Er empfehle des⸗ 
halb die Annahme ſeines Amendements. Daſſelbe lautet: „Das Haus wolle, 
unter Ablehnung des Commiſſtions⸗Antrages, beſchließen, die Petitionen der 
königl. Staatsregierung mit der Erklärung zu überweiſen, daß unter den 
darin berührten Gegenſtänden a) die Verbeſſerung der Gehalts⸗, Penſioni⸗ 
rungs- und Wittwenkaſſen⸗Verhältniſſe des Lehrerſtandes, ſowie b) die dann 
aufs engſte verbundene feſte Ordnung der Beziehungen zwiſchen Schule und 
Gemeinde von ſo hervorragender Dringlichkeit ſind, daß es ſich empfiehlt, 
die endliche Befriedigung dieſes längſt und allſeitig unerkannten Bedürfniſſes 
nicht länger von dem Zuſtandekommen eines alle Gebiete des Unterrichts⸗ 
weſens gleichzeitig umfaſſenden Geſetzes abhängen zu laſſen, ſondern dieſelbe 
im Wege eines Specialgeſetzes herbeizuführen.“ 

Abg. Dr. Dieſterweg: Das allgem. Landrecht nennt die Schulen An⸗ 
ſtalten des Staats. Der Ausdruck iſt nicht klar. Soll er heißen, daß der 
Staat die alleinige Veranlaſſung der Schulen iſt? oder daß er ſie aus eige⸗ 
ner Machtvollkommenheit allein mit ſeinen Mitteln erhält? Dies iſt doch 
keineswegs der Fall. Sowohl an der Stiftung der Schulen, wie an ihrer 
Erhaltung und Beaufſichtigung nehmen 3 Factoren Theil: der Staat, die 
Kirche und die Gemeinde. Der Redner ſpricht ſich nun ſowohl gegen den 
Einfluß des Staates als gegen den der Kirche auf die Schule aus. Die 
Verderblichkeit des büreaukratiſchen Abſolutismus zeige ſich am deutlichſten 
in den geſetz⸗ und verfaſſungswidrigen Regulativen. Ebenſo verderblich aber 
ſei der clericale Einfluß, beſonders der der Lokalpaſtoren in Bezug auf Bes 
auſſichtigung der Schule und der Perſon der einzelnen Lehrer. Man führe 
u Gunſten dieſes kirchlichen Einfluſſes gewöhnlich den Saß an, die Schule 
ei die Tochter der Kirche. Dieſer Satz ſei falſch. Die Schule ſei vielmehr 
ein Product des practiſchen Lebens. Eine Mutter der Schule ſei die Kirche 
niemals geweſen, höͤchſtens eine Stiefmutter ee Heiterkeit). Nicht nur 
die büreaukratiſche, ſondern auch die clericale Scholarchie ſei alſo verwerflich. 
n Scene ſei vielmehr der dritte Factor zu fegen: die Gemeinde. Er em: 
pfeble reshalb beſonders diejenige Reſolution, welche Beſchränkung oder viel⸗ 
mehr gänzliche Aufhebung des clericalen Einfluſſes wollte und Verſtärkung 
des Einfluſſes der Gemeinde nach dem Princip der Selbstverwaltung. 
Schließlich wolle er nur noch ein ſchlagendes Beiſpiel anführen für die 
Uebergriffe des Staats in die Schule. „In der Stadt Preußiſch⸗Striegau 
bat ſelt 40 Jahren zur Zufriedenheit der ganzen Stadt eine 6llaffige Si⸗ 
multanſchule beſtanden. 

Plötzlich beantragt der katholiſche Pfarrer daſelbſt eine Theilung der 
Schule in eine evangeliſche und katholiſche Schule. Er wird von der Re⸗ 

ierung abgewieſen, aber auf ſeine Beſchwerde an den Miniſter billigt die⸗ 
ſer ſeinen Antrag. Es erhebt ſich die ſtärkſte Oppoſition des Magiſtrats 
und der Stadtverordneten. Dieſer ſchließen ſich faſt ſämmtliche Bürger an, 
ja ſehr viele katholiſche Bürger erklären ausdrüdlich, daß fie ihre Kinder 
auf keinen Fall in die katholiſche Schule ſchicken würden. Alles das hilft 
nichts (große Heiterkeit). Das erlaubt ih der Staatsbüreaukratismus. Et 
gebe jo weit, von dem neuen Unterrichtsgeſeze im freien Staate neben der 

irche die freie Schule zu verlangen. Wolle die einzelne Gemeinde eine 
confeſſionelle Schule, eine Simultanſchule, eine confeſſionsloſe, ein paritäti⸗ 
1 e oder ſogenannte Humanitätsſchule, ſo müſſe ihr dieſe je nach ihrem Be⸗ 
ieben ere werden. „Die einzelne Commune muß das Recht haben, 
über die religiöfe Bildung ihrer Kinder eboileig u beſchließen. In dieſem 
ug. Sie die Rejolutionen an und beſchließen Sie die „freie Schule“ 

Cultusminiſter v. Mühler: Bevor die Discuſſion ihren weiteren Fort⸗ 


Zeitun 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Dinstag, den 24. März 1863. 


gang nimmt, halte ich mich für verpflichtet, den Standpunkt der Regierung 
darzulegen. Der Standpunkt der Reſolution iſt, auf den Erlaß eines Ge⸗ 
ſetzes hinzuwirken und maßgebende Principien dafür zu geben. Die Regie⸗ 
rung glaubt zunächſt mit Befriedigung zurückblicken zu dürfen auf den 
Stand des Volksſchulweſens und des gelehrten Schulweſens bei uns in 
Preußen. Das günſtige Reſultat deſſelben iſt die Frucht einer langjährigen 
treuen Arbeit aller Behörden und Perſonen, die dabei betheiligt ſind. Ver⸗ 
gleichen wir die Zuſtände, wie wir ſie gegenwärtig haben, mit denen vor 
etwa 50 Jahren, ſo finden wir darin nicht allein die Zahl der Schüler und 
Lehrer in einer außerordentlichen Weiſe gehoben, wir finden auch, daß der 
Bildungsſtand der Schulen ein weit vorgeſchrittener iſt; wir finden auch, 
daß in den äußeren Einrichtungen der Schule weſentliche Fortſchritte gemacht 
ſind. Die Verbeſſerung der Lehrergehälter iſt vorgeſchritten. Vor Allem 
aber zeichnet ſich das Volksſchulweſen durch den Vorzug aus, daß Vale 
niemals ſprungweiſe feine Entwickelung genommen hat, ſondern daß es 
naturwüchſig ſich aus dem Bedürfniſſe und aus dem Cultur⸗ und Bildungs⸗ 
zuſtande des Volkes entwickelt hat. Ich will daran nicht die Folgerung 
knüpfen, als ob man Alles als abgeſchloſſen betrachten könnte. Der Regie⸗ 
rung iſt ſehr wohl bewußt, daß auf dieſem Gebiete noch ſehr viel zu thun 
übrig bleibt, und es iſt ſchon in den gehaltenen Reden auf verſchiedene 
Punkte hingewieſen worden, welche noch der Beachtung unterliegen müſſen. 

ch gedenke namentlich der Stellung der Lehrer, die in vielen Gegenden 
entſchieden einer Aufhilfe bedarf; ich gedenke der Lage, in welcher 15 die 
penſionirten Lehrer befinden und der Lage der Wittwen und Waiſen des 
Lehrerſtandes. Es ift der lebhafte Wunſch der Regierung, dieſen und ande⸗ 
ren Bedürfniſſen zu Hilfe zu kommen. 

Man kann auch noch weiter gehen in der Behandlung des öffentlichen 
Schulweſens; man kann dem Status, der ſich in geſchichtlicher Weiſe entwickelt 
hat, einen abgerundeten, durch geſetzliche Beſtimmungen befeſtigten Abſchluß 

eben, und auch dieſem weiteren Hinblick verſchließt ſich die Regierung nicht; 
te hält dies für das zu erſtrebende Ziel. Wenn die Regierung in dieſem 
Augenblicke noch nicht ſo weit iſt, um mit beſtimmten Vorlagen vor die Lan⸗ 
desvertretung zu treten, ſo iſt der Grund davon in den Erklärungen bereits 
angedeutet, die mein Commiſſarius in der Commiſſion abgegeben hat. Die 
Regierung in ihrer gegenwärtigen Geſtalt hat die Vorberathungen noch nicht 
zu dem . gebracht, deſſen ſie bedarf, um mit Sicherheit in einer Frage 
von ſo großer Bedeutung vor das Haus treten zu können und wenn auch 
der politiſche Standpunkt in der Erklärung erwähnt iſt, ſo bezieht ſich dies 
nicht auf die gegenwärtigen Verhältniſſe zwiſchen dem Miniſterium und einem 
Theile der Landesvertretung; es bezieht ſich dies vielmehr auf die gegenwär⸗ 
tigen allgemeineren Zuſtände in unſerem Vaterlande, wo politiſche Anſichten 
vielfach auseinandergehen und auch das Gebiet des Unterrichtsweſens in ihren 
Kreis hineinziehen. Die Regierung muß aber Herr des Materials ſein, ehe 
fie vor die Landesvertretung tritt, um vollkommen gerüftet ihre Aufgabe zu 
erfüllen. Das ſind die allgemeinern Anſchauungen, von denen die Regierung 
ausgeht. Die Commiſſion des Hauſes hat es nun rathſam gefunden, Reſo⸗ 
lutionen mit beſtimmtem Inhalt zu faſſen. Der Commiſſion und dem Haufe 
iſt das Recht nicht zu beſtreiten, Reſolutionen zu faſſen; die Regierung glaubt 
aber darauf aufmerkſam machen zu müſſen, daß die gewählte Form der Reſo⸗ 
lutionen ihre große Bedenken hat. Es handelt ſich nicht darum, einer wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Betrachtung einen Abſchluß zu geben, es handelt ſich nicht darum, 
der gemeinſchaftlichen Stimmung einer Geſellſchaft einen Ausdruck zu geben, 
— hier mochte die Reſolution die geeignete Form fein, — ſondern es iſt hier 
eine mit legislativer Befugniß ausgeltattete Körperſchaft, welche Beſchlüſſe 
faßt. Da dürfte die Reſolution nicht die richtige Form ſein. Doch iſt dies 
Sache des Hauſes. 5 - 2 

Die Regierung kann den Reſolutionen gegenüber nicht eine poſitive, viel⸗ 
mehr nur eine negative Stellung einnehmen, ohne ihrerſeits die Verpflich⸗ 
tung zu übernehmen, in erſchöpfender Weiſe jetzt ſchon auf alle Punkte eine 
Erklärung abzugeben. Diejenigen Punkte, die mit Schweigen übergangen 
werden, dürfen nicht als gebilligt betrachtet werden, und den Erklärungen 
ſelbſt darf ein erſchöpfender Charakter nicht beigelegt werden. Nur noch 
eine berichtigende Bemerkung. Der Vorredner iſt auf die Regulative zurück⸗ 
gekommen und hat den Erlaß derſelben als verfaſſungswidrig bezeichnet. 
In dieſer Beziehung erlaube ich mir nur auf einen Beſchluß des Hauſes 
vom 21. Mai 1860 über dieſen Gegenſtand hinzuweiſen. Dieſer Beſchluß 
lautete, daß der Erlaß der Regulative nicht für verfaſſungswidrig zu erach⸗ 
ten ſei. Wenn alſo die individuelle Anſicht einzelner Abgeordneter anders 
üt, 16 Bei ich ſolchen ſubjektiven Anſichten den Ausſpruch des Hauſes 
gegenüber. i l 

Abg. Fubel (derſelbe hat gleichfalls ein präjudicielles Amendement ge 
ſtellt, das von der altliberalen Fraction unterſtützt iſt, und alſo lautet: Das 
Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: in Erwägung 1) daß die immer 
dringender hervortretende und wiederholt von der Landesvertretung aner⸗ 
kannte Nothwendigkeit, a) das den Volksſchullehrern nach Art. 25 der Ver⸗ 
faſſung zugeſicherte, den Lokalverhältniſſen angemeſſene Einkommen feſtzuſlel⸗ 
len; b) dem geſammten Volksſchulweſen eine feſte Organiſation zu geben, 
welche das Verhältniß des Staats, der Gemeinde, der Kirche und der Lehrer 
zur Volksſchule regelt; e) die Penſionirung und die Wittwen⸗Verſorgungs⸗ 
Anſtalten der Volksſchullehrer zu ordnen; ch für die Bildung der Volts⸗ 
ſchullehrer auf den Seminarien diejenigen Anordnungen zu treffen, welche 
dem gegenwärtigen Stande der Pädagogik und den Anforderungen des prak⸗ 
tiſchen Lebens an die Leiſtungen der Volksſchule entſprechen, — nur durch 
den Erlaß des im Art. 26 der Verfaſſung gebotenen Unterrichtsgeſetzes ihre 
Erledigung finden kann; 2) daß die Staatsregierung, obwohl ſie das Be⸗ 
dürfniß zum Erlaß dieſes Geſetzes anerkennt, obwohl letzteres bereits eine 
ſorgfältige Vorbereitung durch Amtsvorgänger des gegenwärtigen Unter⸗ 
richts⸗Miniſters gefunden hat, dennoch unter alleiniger Berufung auf die 
Kürze der Zeit und die beſtehende Spannung in den allgemeinen politiſchen 
Fragen — es für unthunlich erklärt, „mit einem fo tiefgreifenden und um⸗ 
faſſenden Geſetze hervorzutreten“; 3) daß hiernach die Verantwortung für 
die Fortdauer tief und ſchwer empfundener Miß ände auf der Staatstegie⸗ 
rung um ſo mehr und um ſo ausſchließlicher haften bleibt, je weniger Er⸗ 
folg eine ſeitens des Abgeordnetenhauſes zu ergreifende Initiative in der 
Gelepgebung zur Zeit haben würde; 4) daß ein ſolches Verhalten der Staats: 
regierung in dieſer ebenſo wichtigen als dringenden Angelegenheit es aber 
nicht zu rechtfertigen vermöchte, wenn das Abgeordnetenhaus an ſeinem 
Theile ſeine Pflicht zu thun, unterließe, die Petitionen, in ſo weit ſie Vor⸗ 
ſchläge und Grundſaͤtze enthalten, welche den oben unter Nr. 1 ausgeſproche⸗ 
nen Forderungen geeigneten Ausdruck geben, der königl. Staatsregierung 
zur Berückſichtigung bei dem nach Art. 26 der Verfaſſung zu erlaſſenden 
Unterrichtsgeſetz zu überweiſen.) a 

Der Redner empfiehlt ſein Amendement in etwa Folgendem: Die Er⸗ 
klärungen des Miniſters ließen feine eigenen Anträge gerade nothwendig 
erſcheinen. Er werde darauf theilweiſe zurückkommen. — Er erkenne 
zunächſt den Fleiß und die Sorgfalt der Arbeiten der Commiſſion an. Die⸗ 
elbe ſei ſehr wohl kompetent in dieſer Frage (was Abg. Mallinckrodt be⸗ 
tritten hatte), insbeſondere ſei dem Referenten für den trefflichen Bericht zu 
danken. Mit den aufgeſtellten Grundfägen ſei er aber nicht überall einver⸗ 
ſtanden, ohne die Schwierigkeit der Aufitellung derſelben, mit Rückſicht auf 
die vielen dadurch berührten fremden Gebiete, zu verkennen. Zur Aufitellung 
ſolcher Grundſätze ſei zweierlei erforderlich: einmal, daß Derjenige, welcher 
fie aufftelle, ein vollſtändiges Mares Bild von dem Geſetze entwerfe, und 
ſodann, daß er dieſes Bild mit der Verfaſſung in der Hand entwerfe. Die 
aufgeſtellten Satze der Commiſſion ſeien nicht blos Grundſätze, ſondern zum 
Theil Spezialitäten; auf Spezialitäten könne er ſich aber erſt bei Abfaſſung 
des Geſetzes einlaſſen. Es ſeien unter den qu. Sätzen ferner ſolche ent⸗ 
halten, die hinter der Verfaſſung zurückbleiben, zum Theil ſogar direkt gegen 
die Verfaſſung verstoßen. Mit Satz 9 z. B., daß das Gehalt der Lehrer 
nicht binter dem der Subalternbeamten zurückbleiben dürfe, könne er 
ſich nicht einverſtanden erklären. Dahin gebörten ferner die Grundſätze über 
die Verwaltung und Aufſicht der Schulen, über die Steigerung des Einkom⸗ 
mens mit dem Dienſtalter, über die Verbindung der Kirhenämter mit dem 
Satz 19). — Die Commiſſion hätte ſich, wie ja auch der Referent 
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12 zu haben ſcheine, ſich mehr auf die großen Grundſätze beſchränken 


ollen, dann würde ſie eine brauchbarere Baſis für das zukünftige Organi⸗ 


ationsgeſetz gegeben haben. 
Vor allem hätte man ſich beſtimmter ausſprechen müſſen über den Be⸗ 


griff „Schulvorſtand“, wenn der Bericht kein klares Bild gebe, und über die 
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Organiſation der Schulinſpection hätte man genauer ſcheiden müſſen zwiſchen 
dem, was in das Schulgeſetz gehöre und was der Verwaltung zu überlaſſen 
ſei. Das Volksſchulweſen müſſe Schritt halten nicht nur mit der Entwicke⸗ 
lung der Wiſſenſchaften, ſondern auch mit dem Fortſchreiten der Entwicke⸗ 
lung des Voltslebens. Man müſſe dieſes Fortſchreiten nicht an ein Gejes 
binden, möge die eine oder andere Beſtimmung zur Zeit auch noch ſo oppor⸗ 
tun erſcheinen. Ein Theil müſſe der Verwaltung überlaſſen werden. Es 
werde ja nicht immer Miniſter geben, die nur „auf Befehl Sr. Majeſtät“ 
handeln, ſondern hoffentlich in nicht zu langer Zeit ſolche, die auch Gewicht 
legten auf die Uebereinſtimmung mit dem Abgeordnetenhauſe. Das ſei das 
beſte Correctiv für etwaige Verwaltungsmißbräuche. — Redner motivirt ſo⸗ 
dann den Commiſſtonsanträgen gegenüber die von ihm aufgeſtellten Sätze 
und geht ſchließlich auf eine Widerlegung einzelner Ausführungen des Mi⸗ 
niſters ein. Wenn derſelbe von der jetzigen Spannung mit einem Theil der 
Volksvertretung geſprochen, jo ſei an den Erlaß der Verordnung über das 


Schulweſen vom Jahre 1763 zu erinnern, in einer Zeit viel größerer Span⸗ 


nung. Durch Vorlage eines poſitiven Geſetzes ſei der Spannung am beſten 
abzuhelfen. Der Miniſter erkenne die bedrängte Lage der Volksſchullehrer 
an. Dieſelben hätten aber ein verfaſſungsmäßiges Recht auf aus⸗ 
kömmliches Gehalt. Wie wolle der Miniſter dieſe Ansprüche zurückweiſen? 
Auf dem Wege der Verordnung könne man dieſem Zuſtande nicht abhelfen. 

Ebenſo verhalte es ſich mit der Benfionirung. Es ſei verkehrt und un⸗ 
gerecht, das Gehalt des Nachfolgers zu Gunſten des Penſionärs zu verküm⸗ 
mern, und ſo Beide in eine unverträgliche Lage zu ſetzen, ſtatt den Penſionär 
ſelbſtändig und ausreichend zu verſorgen. — Ein Miniſter, der nur einiges 
Zartgefühl für die Beſtimmungen der Verfaſſung habe, dürfe nicht etwa ein⸗ 
zelne Theile des im Art. 26 verheißenen Unterrichtsgeſetzes vorlegen, ſondern 
müſſe baldigſt das ganze Geſetz einbringen. — Daß die Regulative verfaſ⸗ 
ſungswidrig, ſei auch noch heut — trotz der Gegenanführung des Miniſters 
— ſeine Meinung und volle Ueberzeugung. Was der Verwaltung zu ordnen 
überlafjen bliebe, könne erſt durch Gelege beſtimmt werden; die Regulative 
überſchritten dieſe Grenze. Es ſei unverantwortlich, daß vor Erlaß des Un⸗ 
terrichtsgeſetzes Beſtimmungen über die Aenderung der Seminarien getroffen. 
— Der Erlaß des Unterrichtsgeſetzes müſſe für den Cultusminiſter dieſelbe 
Bedeutung haben, wie ein bewilligtes Budget für den Finanzminiſter (Beifall 
von der Fraktion Simſon). 

Abg. Dr. Löwe: Die letzte Erklärung des Herrn Vorredners, nach welcher 
ein Unterrichtsminiſter ohne Unterrichtsgeſetz ſich in demſelben Zuſtande be⸗ 
fände, wie ein Finanzminiſter ohne bewilligtes Budget, eröffnet uns traurige 
Ausſichten, wenn wir erwägen, wie lange ſchon die Unterrichtsverwaltung 
ohne Geſetz geführt worden it Wir empfinden hier wieder dieſelben Beden⸗ 
ken, die uns bei jeder Frage eutgegentreten; was ſollen wir uns mit einzel⸗ 
nen Fragen beſchäftigen, wenn die Grundlagen des Staats in Frage geſtellt 
_ Dieſe Erwägung darf uns nicht abhalten von der eingehendſten Prü⸗ 
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ach allen Kriſen hat der Staat immer im Unterrichtsweſen die kräf. 
tigſte Stärkung ſeines geſchwächten Organismus gefunden, darum dürfen 
wir keinen Augenblick ſäumen, auf dieſem Gebiete zu wirken, wie ſchlecht 
auch die Ausſichten auf Erfolg ſind. Dieſer iſt freilich nach der Erklärung 
des Miniſters weit hinausgeſchoben. Nach feiner Anſicht leben wir im be⸗ 
ſten Zuſtande von der Welt, beſonders wenn wir den gegenwärtigen Stand» 
punkt mit der Vergangenheit vergleichen. Aber für dieſen Vergleich greiit 
er ſehr weit zurück, auf die Zeit vor 50 Jahren. Hätte er auf eine noch 
nicht jo lange verflefjene Zeit zurück gegriffen, auf die Zeit vor dem Ein⸗ 
tritt des Miniſters Eichhorn, dann wäre der Vergleich weniger günſtig aus⸗ 
gefallen. Ich kann das günſtige Urtheil des Miniſters nicht theilen. Frei⸗ 
lich fehlen mir die ſpeziellen Materialien. Ich habe nur allgemeine, gleich⸗ 
ſam phyſiognomiſche Eindrücke. Ich war leider lange von dem Vaterlande 
entfernt. Bei meiner Rückkehr gewährte mir der Zuſtand unſeres Volkes 
ein überaus erfreuliches Bild. —— überall ſah ich Fortſchritt. Fortſchritt 
in der materiellen Entwickelung, Fortſchritt in der politiſchen Bildung, Fort ⸗ 
ſchritt in der beſonnenen Haltung auch der Maſſe. Reifer, tüchtiger, ver⸗ 
ſtändiger ſah ich meine Landsleute faſt in jeder Hinſicht, aber das Unter: 
richtsweſen, der Lehrerſtand entſprach nicht dem ſonſt jo glücklichen Bilde. 

In der intellectuellen Entwickelung, im Selbſtgefühl, in drr Tüchtigkeit 
des Strebens der Lehrer konnte ich keinen gone tt erblicken. — Es wird 
dem Commiſſions⸗Berichte vorgeworfen, daß er mehr Klagen und Wünſche, 
als beſtimmte Formulirungen enthält. Dies würde ich für einen berechtig⸗ 
ten Vorwurf halten, wenn die Reſolutionen ſofort in Geſetesparagraphen 
umgearbeitet werden ſollten. Sollen wir ein neues Geſetz beſchließen, ſo 
dürzen wir dieſem nichts von dem Krankhaften des früheren Zuſtandes an⸗ 
Heben laſſen, In dieſer Lage befinden wir uns hier nicht. Wie kommt der 
Unterrichtsminiſter zu dem Vorwurf, die Reſolutianen forderten eine prunk⸗ 
bafte Entwickelung, als ob fie etwas ganz Neues und Unerhörtes wollten. 
Ich finde, daß diefelben mit einer rührenden Beſcheidenheit verfahren. Sie 
wollen nur das Gute, das wir vor 21 Jahren unter Altenſtein bereits ge⸗ 
habt haben, nichts weiter, als daß die Kindrr in demſelben Geiſte erzogen 
werden, in dem wir alle erzogen find, der aber ſeit dem Miniſterium Eich⸗ 
horn ſyſtematiſch aus unſern Schulen verbannt iſt. Die Verbannung dieſes 
reien Geiſtes iſt durch die Regulative in geſetzliche Form gebracht worden. 

hre Commiſſion will in den alten Zuſtand zurück. Aber wenn der Kampf 
der Parteien ſo heftig entbrannt iſt, wie in der gegenwärtigen Frage, kann 
man nicht jo harmlos in den alten Zuſtand zurück. Dann genügt die Aen⸗ 
derung der Verwaltung nicht, um die eingewurzelten Uebelſtände zu beſeiti⸗ 
gen, dann muß das Neue in den Inſtitutionen fixirt werden. Im Jahre 
1848 als die Mißregierung des Miniſters Eichhorn zu Ende gegangen, da 
hätte vielleicht der Miniſter, der heute noch Mitglied dieſes Hauſes iſt, wenn 
er damals längere Zeit Miniſter geblieben wäre, einen großen Theil der 
Uebelſtände beſeitigen können. l . 
a er aber nur ſehr kurze Zeit Minifter blieb und dann der alte Miß⸗ 
ſtand ſofort in ſeiner ganzen Kraft wieder eintrat, ſo kann jetzt dem ſo ein⸗ 
gewurzelten Uebel unmöglich die Verwaltung allein abhelfen. Darum hätte 
die Commiſſion das Wort, das allein helfen kann, offen ausſprechen müſſen: 
Trennung der Schule von der Kirche. Man hat geſagt, daß die 
Commiſſion dies nur aus kluger Berechnung unterlaſſen habe; ich ſehe darin 
nur zu große Beſcheidenheit. Ich halte die Trennung der Schule von der 
Kirche für nöthig zur Beſeitigung aller Schwierigkeiten. Die lange Dauer 
der Uebelſtände iſt von den Gegnern klug ausgebeutet worden, und ich kann 
deshalb dem Abg. v. Mallinckrodt nicht Unrecht geben, wenn er behauptet, 
daß ein unſeren Wünſchen entſprechendes Geſetz uns nicht an das Ende, 
ſondern nur an den Anfang unſeres Zieles führt. Das Geſetz allein genügt 
freilich nicht, es gehört der Geiſt des Volkes dazu. Haben Sie ein Volt 
vor ſich, das die Prieſter für unfehlbar hält, dann werden Sie ihm die 
Unterrichtsfreiheit durch kein Geſetz verſchaffen können. Ich verweiſe auf 
das Beiſpiel der Schweiz, Belgiens, Amerikas. Damit find wir alſo durch 
ein Unterrichtsgeſetz nicht fertig, wohl aber mit einer Menge gehäſſiger 
Streitigkeiten. Abgeholfen muß vor Allem der Noth der Lehrer werden. 
Das jetzige Verhältniß ift nicht nur unſchön wegen der Armuth der Lehrer, 


ſondern es iſt direkt häßlich wegen der Almosen, die der alte Lehrer von feinem | 


jüngern Nachfolger erhält. Hätte der Miniſter die entwürdigenden Seenen, 
die daraus entftehen, in der Nähe geſehen, jo würde ihn das wohl zu größerer 
Eile bei der Abfaſſung des Unterrichts eſetzes angetrieben haben. Wenn die 
Miniſter nicht überhaupt von beuge auf morgen mit kleinen Mitteln 
lebten, wenn fie ſich bemühten, politiſches Kapital für die Dauer der 
Zeit anzulegen, wenn fie irgend wie die Hoffnung hätten, fi eine 
Partei verſchaffen zu können, die ihnen doch ſo ſehr nothwendig wäre 
dann hätten fie wenigſtens verſucht, durch materielle Hilfe im Lehrer“ 
ſtande eine Partei für ſich zu gewinnen. Tiefer als die materielle Noth 
der Lehrer greift aber ihre untergeordnete Stellung. Wer heute das Seminar 
ng an der Grenze feines Strebens, feines Ehrgeizes und deshalb 
einer Bildung. - 

Man verſhaffe ihnen eine größere Selbſtändigkeit, das Gefühl von Män⸗ 
nern ſeines Standes beaufſichtigt zu werden, vor Allem das Gefühl, daß er 
einſt ſelbſt eine ſolche Stellung einnehmen kann, dann wird man feinem 
Streben ein würdiges Ziel ſetzen. Man wirft uns vor, daß wir immer die 
Religionsfrage in den Vordergrund ſtellen. Die Trennung der Schule von 
der Kirche entſcheidet die Neligionsfrage nicht. Dabei können immer noch 
Schulen jeder Art eniſtehen. Wir haben durch die Reformation Blüthen 
erreicht, die ſchöne Früchte tragen können. Mögen unſere kirchlichen Gegner 
Luther und die übrigen Reformatoren nicht anerkennen, den Werth unſerer 
Literatur können fie nicht beſtreiten. Im Geiſte unferer Literatur, im Geifte 
unſerer allgemeinen Bildung, im Geiſte der Entwickelung, die unſere Nation 

ebabt bat, wollen wir die Schule einrichten. Dann wird durch fie nicht 
wietracht geſäet werden, ſondern Friede und Verſöhnung. (Bravo!) 

Abg. Schulze (Borken): (Der Beginn der Rede iſt unter der Unruhe 
im Hauſe nicht zu verſtehen.) Der Vorredner habe klar und deutlich den 
Gedanten ausgeſprochen, der ſich durch den ganzen Commiſſions⸗Bericht bin: 
werden de; nämlich den, daß die Schule von der Kirche getrennt, befreit 
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ache worden, die Kirche wäre die Mutter der Schule; nicht blos ihrer Ge⸗][ Dome beiwohnten. Beide koͤnigl. Majeſtäten nahmen hierauf die ehr: 


chichte nach, ſondern auch wegen des ſpätern Alters der Schüler. Schule 
und Kirche ſeien eng mit einander verbunden, und die Schule von der Kirche 
trennen, heiße das Kind von der Mutter wegnehmen. Auf die Regulative, 
auf die Interna des evangeliſchen kirchlichen Lebens wolle er nicht näher 
eingeben, allein das müſſe er bemerken, daß dieſelben von einem weit tiefer 
ren, ſittlichern und kirchlichern Geiſt zeugten, als die acht Negationen des 
Commiſſions⸗Berichtes. Er wolle damit nicht behaupten, daß die Regula⸗ 
tive nicht der Verbeſſerung fähig ſeien, ja bedürften, allein das von der 
Commiſſion darüber gefällte Urtheil ſei ein verfebltes. Er wünſche nicht, 
daß die von der Commiſſion aufgeſtellten Grundſätze in dem Unterrichts⸗ 
Geſetze Ausdruck fänden. 

Abg. Dr, Paur: Das Haus wiſſe, daß es von dem gegenwärtigen Mi⸗ 
niſterium kein Unterrichtsgeſetz zu erwarten habe. Dadurch ſei die Commiſ⸗ 
ſion veranlaßt worden, aus den ihr vorliegenden Petitionen gewiſſe Grund⸗ 
ſätze herauszuziehen und vorzulegen, nicht als ein geſchloſſenes Syſtem, ſon⸗ 
dern in mehr aphoriſtiſcher Weiſe, nicht ein Geſetz, wozu es an Materia 
gefehlt habe, ſondern leitende Grundſätze. Er wolle auf einige derſelben 
aufmerkſam machen: die arſten zwei Reſolutionen ſeien ein Proteſt gegen die 
ſogenannten Regulative, die allerdings öfter getadelt, als geleſen worden 
ſeien. Die Commiſſion proteſtire weniger gegen die Regulative ſelbſt, als 
gegen den regulatoriſchen Geiſt, und der ſei auch bei Leitung der nicht evan⸗ 
geliſchen, der katholiſchen Schulen maßgebend. Die Regulative erzielten die 
Übrichtung ſtatt der geiſtigen Erziehung, und dieſe Abrichtung habe die 
Commiſſion verurtheilen wollen. Die Regulative forderten den „christlichen 
Geiſt“ nicht nur für die Geſchichte, ſondern auch für die Naturwiſſenſchaften, 
das wiſſenſchaftliche Prineip müſſe dem entgegen gewahrt werden. — 
Ein anderes Grundprineip der Anträge ſei die Löͤſung der Schule von dem 
unberechtigten Zwange der Kirche, der Schul⸗Inſpection der Geiftlihen, — 
Die Commiſſion ſei in ihren Aufſtellungen — wie der Abg. Dr. Löwe mit 
Recht angeführt — äußerſt beſcheiden geweſen. Ihr Standpunkt ſei der 
urmenſchliche, der des wahren Volkslebens. — Redner führt weiter (unter 
ziemlicher Unruhe des Hauſes) aus, daß die aufgeftellten Sätze den Anfor⸗ 


derungen und Bedürfniſſen unſeres heutigen Volkslebens zu genügen ſuchen. b 


Der bedrängten Lage der Volksſchullehrer ſei abzuhelfen; die Regierung 
werde ſich des allgemeinſten Beifalls zu erfreuen haben, wenn ſie zu dieſem 
Behufe ihr Zwangsrecht gegen die Gemeinden ausübe. — Die Annahme 
der Commiſſions⸗Anträge, troß ihrer aphoriſtiſchen Weiſe, werde ein Proteſt 
fein gegen den Ungeiſt unſeres Schulweſens und ein gewichtiger Ausſpruch 
der berechtigten Wünſche für das zu erlaſſende Unterrichtsgeſeß. 

Der Schluß der Generaldiscuſſion wird beantragt und abgelehnt. 


Es folgt Abg. Reichenſperger (Beckum): Er ſei nicht für die excluſive ( 


Herrſchaft der Kirche auf dem Gebiete der Schule, aber auch eben jo wenig 
für die erclufive Hertſchaft des Staates. Er ſtehe auf dem Boden der Ver 
jaflung: Es trete aber hier wieder der Streit hervor, wie die verſchiedenen 
Artikel der Verfaſſung auszulegen ſeien. Das Unterrichtsgeſetz, wie die 
Commiſſion wolle, verlange über die Schule die abſolute Herrſchaft des 
Staats. Damit wäre aber noch gar nichts errungen. Den Commiſſions⸗ 
Bericht durchlaufe, wie ein rother Faden, eine Antipathie gegen alles Kirch⸗ 
liche; allein die brennenden Fragen des heutigen Tages ſeien nicht mehr die 
Stellung der chriſtlichen Kirchen zu einander, ſondern es handle ſich darum, 
ob poſitiv kirchliche oder materialiſtiſche oder wiſſenſchaftlich ſpeculative Welt⸗ 
anſchauung hervorgehen ſolle. Man ſtehe einander nicht mehr gegenüber 
(ei reg gegen Chriſten, ſondern wie Chriſten gegen Antichriſten. 
(Heiterkeit. 

Dieſem tiefen Gegenſatze trete der Commiſſions⸗Bericht und theilweiſe 
auch die heutige Debatte mit Schlagworten entgegen, wie „Zeitſtürme,“ 
„zeitgemäß“ damit könne man wohl eine augenblickliche Wirkung in der Con⸗ 
verſation, auch wohl in der Preſſe hervorbringen, aber wenn es ſich um 
eine ſo ernſte Sache, wie das Unterrichtsgeſetz handele, dann ſollte man 
nicht glauben, mit ſolchen Worten etwas zu erreichen. Er und ſeine Freunde 
ſtänden in der Zeit und gehörten der Zeit an, allein die Reſolutionen ge⸗ 
hörten vielfach zu den ſchon überwundenen Standpunkten. Der Commiſ⸗ 
ſionsantrag ſei zu doctrinair einerſeits, zu ſpeziell andererſeits. Das Recht 
der Eltern auf die Erziehung der Kinder ſolle confiszirt werden zu Gunſten 
des Staats. Er wiſſe nicht, ob die Eltern zu den „Urmenſchen“ gebörten, 
von denen der Vorredner geſprochen, aber zu den Menſchen gehörten ſie 
gewiß (Heiterkeit und man müſſe doch ihr Recht zur Erinnerung auf die 

erziehung ihrer Kinder anerkennen. Dr vermiſſe in dem Commiſſions⸗Be⸗ 
richte überbaupt den Reſpekt von der Freiheit, nicht blos für ſich, ſondern 
auch für Andere. Wenn wir ein Unterrichtsgeſetz bekommen ſollten, ſo 
wünſche er, daß die Staatsregierung mehr als die Commiſſion den Geiſt 
der Freiheit feſthalten und nicht alles nach einem großen Schema reguliren 
möge. Hier dürfte ein Hinweis auf die engliſchen Zuſtände am Orte ſein, 
wo gerade im Unterrichtsweſen noch Traditionen der alten germaniſchen 
Freiheit bewahrt ſeien. } \ 3 Ka 

Er glaube nun, daß der Commiſſionsbericht weder geeignet ſei die Lehrer 
glücklich zu machen, noch die Liebe zu ihrem Berufe zu 7 — Wenn 
man von demſelben eine ganze Menge von Wiſſenſchaften verlange, deren 
Name im Publikum kaum verſtanden werde, ſo halte er das gradezu für 
verderblich. Eine allgemeine oberflächliche encyclopädiſche Bildung paſſe für 
viele Lebensverhältniſſe gar nicht. Vor allen Dingen ſolle man praktiſch 
ſein und beſchließen, daß dem erſt Folge gegeben werde, worüber man einig 
ſei. Nach Schluß der General⸗Diskuſſion ſolle man über die vorgeſchlage⸗ 
nen Reſolutionen abſtimmen, und nicht zu ſehr in das Spezielle eingehen. 

Ein Antrag auf Vertagung wird geſiellt und angenommen. Schluß der 
Sioung nach Uhr. Aigle Sihung morgen 10 Ur, 


Berlin, 23. März. [Amtliches.] Se. Maj. der König haben 
allergnädigſt geruht: Den Kaſtellanen der Schlöſſer in Schwedt und 
Breslau, Wolter und Schultze, den rothen Adler⸗Orden vierter 
Klaſſe, ſowie dem Hoflafai Bremer, dem Frotteur Haaſe in Char⸗ 
lottenburg, dem erſien Frotteur Schultz im königlichen Palais zu Ber: 
lin und dem Schloßdiener Mewes auf der Pfaueninſel das allgemeine 
Ehrenzeichen; ferner dem Vorſteher Allerhoͤchihrer Privat⸗Kanziei und 
Verwalter Allerhöchſtihrer Schatulle Geh. Rechn.⸗Rath Klemm, den 
Charakter als Geh. Reg.⸗Rath, Allerhöchſtihrem Correſpondenz⸗Secre⸗ 
tär, Hofrath Borck, den Charakter als Geh. Hofrath; ſowie dem 
Director des Commerz⸗ und Admiralitäts⸗Collegiums zu Danzig, von 
Groddeck, den Charakter als Geh. Juſtiz⸗Rath zu verleihen, und den 
Kreisgerichts⸗Director Consbruch zu Altenkirchen in gleicher Eigen⸗ 
ſchaft an das Kreisgericht in Angermünde zu verſetzen. 

Der Baumeiſter Cramer zu Letmathe iſt zum königlichen Kreis⸗Bau⸗ 
meiſter ernannt und demſelben die Kreis⸗Baumeiſterſtelle zu Warburg ver: 
liehen worden. EN 

Am Gymnaſium zu 1 700 iſt die Beförderung des ordentlichen 
Lehrers Dr. Todt zum Oberlehrer genehmigt worden, A.) 

Bekanntmachung. Die diesjährige ordentliche General⸗Verſammlung 
der Meiſtbetheiligten der preußiſchen Bank wird auf Mittwoch, den 25. März 
d. J., Nachmittags 5% Uhr, hierdurch einberufen, um für das Jahr 1862 
den Verwaltungs⸗Bericht und den Jahres⸗Abhchluß, nebſt der Nachricht über 
die Dividende zu empfangen und die für den Central⸗Ausſchuß nöthigen 
Wahlen vorzunehmen. (Bank⸗Ordnung vom 5. Oktober 1840 §§ 62, 65, 
67, 68, 97 und Geſetz⸗Sammlung 1857, Seite 240.) Die Vea 
findet im hieſigen Bankgebäude ſtatt. Die Meiſtbetheiligten werden zu der⸗ 
ſelben durch beſondete, der Poſt zu übergebende Anſchreiben eingeladen. 
Berlin, den 17. Februar 1863. Der Miniſter für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten, Chef der preußiſchen Bank. Graf von Itzenplitz. 

Berlin, 23. März. [Seine Mafeſtät der König] empſin⸗ 
gen heute Früh um 105 Uhr den Kommandeur Allerhöchſtſeines Gre⸗ 
nadier⸗Regiments (Nr. 7), Oberften von Frankenberg, mit dem Haupt⸗ 
mann von Kaiſenberg und den drei Fahnen⸗Unterofſtzieren deſſelben 
Regiments, ſowie den Oberſt⸗Lieutenant a. D. von Franckenberg. Um 
11 uhr nahmen Se. Majeftät einige militäriſche Meldungen, einen 
kurzen Vortrag des General⸗Feldmarſchalls Freiherrn von Wrangel und 
den des Militär⸗Kabinets entgegen. Kurz vor 1 Uhr empfingen Se. 
Majeſtät den Kriegsminiſter, um 32 Uhr den Ober⸗Präſidenten von 
Witzleben und gegen 2 Uhr Se. Burchlaucht den Prinzen Bernhard 
zu Solms. - 

[Der königl. Geburtstag.] Ihre Maj. die Königin war am 
Sonnabend in der 12. Vorleſung des Wiſſenſchaftlichen Vereins an⸗ 
weſend. Geſtern, nachdem der Kronprinz und die Kronprinzeſſin mit 
den königl. Majeftäten gefrühſtückt hatten, empfingen beide Majeftäten 
die Glückwünſche der verwittweten Königin und ſammtlicher Mitglieder 
und Anverwandten des königl. Hauſes nebſt denen der anweſenden 


A 


mit den königl. Majeſtäten dem Gottesdienſte im 


furchtsvollen Glückwünſche der königl. Hofſtaaten, wie der anweſenden 
fürſtlichen Perſonen entgegen. Das Familien⸗Diner war bei Sr. kgl. 
Hoheit dem Kronprinzen. Abends fand im königl. Palais eine muſika⸗ 
liſch⸗theatraliſche Unterhaltung ſtatt, wobei ein hiſtoriſches Genrebild 
von Herrn v. Putlitz und ein aus dem Franzöſiſchen überſetztes Luſt⸗ 
ſpiel zur Aufführung kam, und die Damen Crelinger, Pellet, die Herren 
Kaiſer, Liedtke die hauptſächlichſte Mitwirkung hatten. In dem muſika⸗ 
liſchen Theile wirkten die Herren Formes, Salomon und Sivori, wie 
die Damen Artöt, de Ahna und Lucca unter Leitung des General⸗ 
Muſik⸗Direktors Meyerbeer mit. Am Schluſſe der Vorſtellung war 
Souper. Außer den ſämmtlichen Höfen und hervorragendſten Perſonen 
des Militärs und Civils waren ſämmtliche Mitglieder des gegenwär⸗ 
tigen wie der früheren Miniſterien, viele Beamte, die Präſidenten des 
Herrenhauſes und des Hauſes der Abgeordneten, der Rektor der Uni⸗ 
verſität, der Bürgermeiſter und Stadtverordneten⸗Vorſteher, mehrere 
Vertreter der Kunſt und Wiſſenſchaft und viele fremde Gäſte geladen. 
(St. ⸗A.) 

[Militär⸗Wochenblatt.] v. Strang, Pr.⸗Lt. vom 1. Schleſ. Jäger: 
Bat. Nr. 5, zur Mensen bei des Ah S Pe 
Hoheit commandirt. v. Eckartsberg, Pr.⸗Lt. vom Train des 1. Bats. ( 75 
2. Niederſchleſ. Landw.⸗Regts. Nr. 7, unter Entbindung von dem Verhältni 
als Vorſtand der Handwerksſtätte der Niederſchleſ. Art.⸗Brig. Nr. 5, als zwei⸗ 
ter Train⸗Depot⸗Offizier bei dem Train⸗Bat. des 2. Armee⸗Corps angeſtellt. 
v. Kortzfleiſch, Gen.⸗Lt. und Commandeur der 6. Divifion, mit Penſion zur 
Dispoſition geſtellt, mit Ausſicht auf Wiederanſtellung bei befeſtigter Ge: 
ſundheit. v. Hippel, Oberſt⸗Lieut. vom 2. Pomm. Gren.⸗Regt. (Colberg) 
Nr. 9, als Oberſt mit der Regts.⸗Unif. und Penſion, v. Schmeling⸗Dirings⸗ 
ofen, Major von demſ. Regt., mit der Regts.⸗Unif. nebſt Ausſicht auf Ci⸗ 


vilverſorgung und Penſion, v. Dewitz, Oberſt⸗Lieut. vom 8. Pomm. Inf. 
Regt. Nr. 61, als N 5 ft P J 


N 3 Oberſt mit der Regts.⸗Unif. und Penſion, v. Drigalski, 
Major vom 1. Niederſchleſ. Inf.⸗Regt. Nr. 46, mit der Regts.⸗Unif. nebit 
Ausſicht auf Civilverſorgung und Penſion, ſämmtlich der Abſchied bewilligt. 
v. Rango, Oberſt⸗Lieut. vom 1. Thüring. Inf.⸗Regt. Nr. 31, in Genehmi⸗ 
gung feines Abſchiedsgeſuchs, mit der Regts.⸗Unif. und Penſion zur Dispoſ. 
geſtellt, und mit der einſtweiligen Vertretung des Commdrs. des 2. Bats. 
Halle) 2. Magdeb. Landw. Regts. Nr. 27 beauftragt. v. Hanſtein, Oberſt⸗ 
Lieut. vom 1. Oberſchleſ. Inf.⸗Regt. Nr. 22, in Genehmigung feines Ab: 
ſchiedsgeſuchs, als Oberſt mit der Regts.⸗Unif. und Penſion zur Dispofition 
geſtellt, und mit der einſtweiligen Vertretung des Commdrs. des 3. Bats. 
(Oppeln) 2. Oberſchleſ. Landw.⸗Regts. Nr. 23 beauftragt. v. Lenz, Oberſt 
zur Dispof., zuletzt Commdr. des 24. Inf.⸗Regts., jetzigen 4. Brandenburg. 
yet Nr. 24, die Genehmigung zum Tragen der Unif. des Kaiſer Franz 

arde⸗Gren.⸗Regts. Nr. 2, anftatt der Armee⸗Uniform. v. Prittwitz⸗Gaffron, 
Gen.⸗Lieut. und 2ter General⸗Inſpecteur der Feſtungen, in Genehmigung 
feines Abſchiedsgeſuchs, mit Penſton zur Disposition geftellt, und ſoll für die 
Dauer dieſes Verhältniſſes der Ingenieur⸗Commiſſion auch ferner als Mit⸗ 
glied mit Sitz und Stimme angehören, v. Witzleben, Oberſt a. D., zuletzt 
Commdr. des 39. Inf.⸗Regts., Nate Niederrhein. Füſ.⸗Regts. Nr. 39, die 
Genehmigung zum Tragen der Unif. des 1. Garde⸗Regts. z. F., anſtatt der 
Unif, des ehemaligen 39. Inf.⸗Regts., ertheill. v. Czettritz, Major zur Dis⸗ 
poſition, von dem Verhältniß als mit der Vertretung des Commdrs. des 
2. Bats. (Halle) 2. Magdeb. Regts. Nr. 27 beauftragt, entbunden, und mit 
der Unif. des 1. Magdeb. Inf.⸗Regts. Nr. 26, nebſt ſeiner Penſion in den 
Ruheſtand zurückverſetzt. Graf Bismarck⸗Bohlen, General⸗Major a. D., zu⸗ 
letzt Oberſt à la suite des 3. Bats. (Anclam) 2. Regts., jetzigen 1. Pomm. 
Regts. Nr. 2, der Charakter als Gen.⸗Lieut. verliehen. 

[Offizielle Polemik gegen die „Köln. Ztg.“ bezüglich 
der Convention.] Der „Staatsanz.“ ſchreibt: Die „Köniſche Zei⸗ 
tung“ vom 19. März leitet den Abdruck einiger Mittheilungen des 
„Staats⸗Anzeigers“ mit den Worten ein: „Es giebt Dinge, welche 
unſere Faſſungskraft gänzlich überſteigen.“ Wir hatten erklärt: daß die 
Vertreter Oeſterreichs und Frankreichs nicht beauftragt worden 
ſeten, der königlichen Regierung Eröffnungen in Betreff der Verab⸗ 
redung mit Rußland zu machen. Die „Koͤlniſche Zeitung“ bemerkt 
darauf, daß die vom „Moniteur“ publizirte franzöſiſche Depeſche vom 
17. Februar von Anfang bis zu Ende die ernſteſten Eröffnungen gegen 
die „Convention“ enthalte. Sie findet hierin einen Widerſpruch, der 
über ihr Verſtändniß geht. 

Vielleicht erleichtern wir Letzteres, indem wir darauf hinweiſen, 
daß jene Eröffnungen lediglich für den kaiſerlichen Botſchafter in Berlin 
beſtimmt waren, an den die Depeſche gerichtet iſt. Daß in derſelben 
ein Auftrag zu irgend einer mündlichen oder ſchriftlichen Eröffnung an 
das königliche Cabinet über deren Inhalt nicht enthalten iſt. (Nicht? 
Nun, was heißt denn das: der franzoͤſiſche Geſandte ſolle zum preußi⸗ 
ſchen Cabinette die und die Stellung nehmen? D. Red. d. Bresl. Z.) 

Weshalb der Vertreter Frankreichs einen ſolchen Auftrag nicht er⸗ 
hielt, konnte die „Kölniſche Zeitung“ aus der Depeſche ſelbſt und aus 
der gleichzeitig von ihr abgedruckten, nach London gerichteten franzöſt⸗ 
ſchen Depeſche vom 21. Februar leicht erſehen. Die franzöſiſche Re 
gierung wollte ſich über die dem berliner Cabinet zu machende Mit⸗ 
theilung zuvörderſt mit dem londoner Cabinet verſtändigen. Die letzt⸗ 
gedachte Depeſche läßt auch darüber keinen Zweifel beſtehen, daß die 
Depeſche vom 17. Februar nur dazu dienen ſollte, den kaiſerlichen 
Botſchafter in Berlin über den Standpunkt der franzoͤſiſchen Regierung 
zu orientiren. 

Die „Kölnifhe Zeitung“ deckt ferner einen angeblich noch ärgeren 
Widerſpruch auf, der in den beiden folgenden Mittheilungen des 
„Staatsanzeigers“ enthalten ſein ſoll. 


In dem Artikel vom 4. März hatten wir die Vereinbarung mit 
Rußland als eine Maßregel bezeichnet, welche lediglich zum wirkſamen 
Schutze des eigenen Landes auf Grund beſtehender Verträge 
getroffen ſei. 

Die „Kölniſche Zeitung“ hat mit aller Welt ganz richtig ange⸗ 
nommen, daß unter dieſen Verträgen auch die Cartel-Conventſon ges 
meint ſei, welche wichtige Verhältniſſe an den Grenzen, namentlich die 
Auslieferung der Militärpflichtigen, natürlich nur für den Friedens⸗ 
zuſtand, regelt. 

In einer Berichtigung des „Journ. des Deb.“, welches die Anſicht 
aufgeſtellt hatte, daß die Beſtimmungen der Cartel⸗Convention mit Ruß⸗ 
land auch der polniſchen Inſurrektion gegenüber ausreichend geweſen 
wären, und welches die königliche Regierung der Unkenntniß dieſet 
Convention und der Uebereilung zieh, weil fie unnöthigerweile zu neuen 
Verabredungen mit Rußland geſchritten fei, machte der „Staats- An⸗ 
zeiger“ vom 18. März darauf aufmerkſam, daß die Cartel⸗Gonvention 
Beſtimmungen, welche zur Sicherſtellung der preußiſchen Grenzen gegen 
die Rückwirkungen der Infurrection dienen könnten, nicht ent⸗ 
halte, daß ſie eben deshalb nicht ausreichend ſei, und daß daher der 
gegen die königl. Regierung gerichtete Vorwurf, unnöthiger Weiſe be⸗ 
jondere Verabredungen zu jenem Zwecke mit Rußland getroffen zu 
haben, ganz ungerechtfertigt erſcheine. 

Ein Widerſpruch zwiſchen dieſen beiden Mittheilungen iſt in ihrem 
Wortlaute, welchen die „Köln. Ztg.“ zur Vergleichung abgedruckt 
hat, ſchlechterdings nicht zu entdecken. | 

Die „Kölniſche Zeitung“ richtet ſich für ihre Zwecke einen ſolchen 
Widerſpruch aber einfach dadurch her. daß ſie dem „Staatsanzeiger“ 
vom 4. März unterſchiebt, das Abkommen mit Rußland als eine 
Ausführung beſtehender Verträge bezeichnet zu haben, wäh⸗ 
rend der Wortlaut nur von einer Vereinbarung (Maßregeln) ſpricht, 
„die auf Grund beſtehender Verträge getroffen worden.“ 

[Der Geheime Regierungsrath Dr. Hahn!, bisher Schul⸗ 
rath der Regierung zu Stralſund, ſeit vorigem Sommer Hilfsarbeiter 


£ 


im Miniſterium des Innern, ift, wie wir bören, zum vortragenden 
Rathe in dieſem Miniſterium ernannt worden. 

[Amendements v. d. Leeden's] zu dem Geſetzentwurf, betreffend die 
Abänderung und Ergänzung mehrerer Beſtimmungen des Geſetzes vom 
3. September 1814 über die Verpflichtung zum Kriegs dienſte. 

„Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc., verordnen 
mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages für den ganzen Umfang 
Unſerer Monarchie, was folgt: Nach dem Zeugniß Unſeres hochſeligen Va: 
ters Majeſtät, des Königs Friedrich Wilhelm des III. hat die allgemeine 
Anſtrengung des preußiſchen Volkes ohne Ausnahme und Unterſchied den 
glorreichen Krieg von 1813 bis 1815 glücklich zu Ende geführt und die Be⸗ 
freiung des Vaterlandes bewirkt. — Indem Wir dieſes Zeugniß biermit 
feierlich bekräftigen, erkennen Wir mit demſelben an, daß nur auf ſolchem 
Wege die wiedererrungene Freiheit und der ehrenvolle Standpunkt, den ſich 
Preußen in der Reihe der Großmächte erwarb, dauernd geſichert werden 
konnte. — Es ſollen daher diejenigen Einrichtungen, welche dieſen glücklichen 
Erfolg hervorgebracht haben, und deren Beibehaltung von der ganzen Nation 
gewünſcht wird, wie ſeither, ſo auch fernerhin die Grundlagen der Kriegs⸗ 


verfaſſung des Staates bilden. Das preußiſche Heer ſoll das preußiſche 


Volk in Waffen fein; denn nur in der geſetzmäßig geordneten Bewaffnung 
ſeiner geſammten wehrfähigen Bevölkerung beſitzt Preußen eine dauernde 
Bürgſchaft für feine innere Wohlfahrt und ſeine äußere Machtſtellung. Die 
nachfolgenden geſetzlichen Beſtimmungen ſollen daher weder den Grundſatz 
der allgemeinen Wehrpflicht, noch das aus demſelben hervorgegangene 
Inſtitut der Landwehr beſchränken oder gar beſeitigen. Ihr Zweck iſt 
vielmehr, dieſe beiden Grundelemente des Geſetzes vom 3. September 1814 
den gegenwärtigen Zetverhältniſſen gemäß geſetzlich feſtzuſtellen und im 
Intereſſe der preußiſchen Machtſtellung weiter zu entwickeln. 

§ 1. Die bewaffnete Macht hat den hohen Beruf: 1) den Thron und die 
Verfaſſung des Landes zu ſchützen, 2) die Autorität der Geſetze und die öffentliche 
Ordnung aufrecht zu erhalten, und 3) für die Ehre und Unabhängigkeit des 
Vaterlandes mit Blut und Leben einzuſtehen. Demgemäß leiſtet ein jeder 
Preuße beim Eintritt in die bewaffnete Macht den feierlichen Schwur: „da 
er ſeine Waffe führen wolle, zum Schutze des Königs, der Verfaſſung und 
der Geſetze und im Dienſte für die Ehre und Unabhängigkeit des Vaterlan⸗ 
des.“ Die Verantwortlichkeit für jede von einem einzelnen Soldaten oder 
von einer ganzen Truppenabtheilung in Folge eines unmittelbaren Dienſt⸗ 
befehls begangenen geſetzes⸗ oder verfaſſungswidrige Handlung oder An⸗ 
wendung der Waffengewalt trägt niemals der einzelne Untergebene, ſon⸗ 
telt Rn der betreffende Vorgeſetzte, welcher den Befehl ſelbſtändig er⸗ 
theilt hat. 

§ 2. Jeder preußiſche Staatsbürger iſt zur Vertheidigung des Vater⸗ 
landes verpflichtet. 
F. 3. Von dieſer Verpflichtung find nur diejenigen ausgenommen. welche 
auf Grund der, in der Erſatzinſtruction enthaltenen Vorſchriften als körper⸗ 
lich wehrunfähig oder als unabkömmlich vefunden werden. u 

8 Die Wehrpflicht beginnt bei hinreichender körperlicher Entwickelung 
am J. Januar desjenigen Kalenderjahres, in welchem der Wehrpflichtige 
fein 20. Lebensjahr vollendet und währt bis zum zurückgelegten 35. Lebens⸗ 
jahre. — Es ſteht jedoch jedem Staatsbürger frei, im eigenen Intereſſe und 
bei erwieſener körperlicher Entwickelung, der Dienſtpflicht im ſtehenden Heere 
ſchon vom 1. Januar des Kalenderjahres ab, in welchem er ſein 18. Lebens⸗ 
jahr vollendet, zu genügen. — Dieſer freiwtlligen Verlängerung der geſetz⸗ 


lichen Dauer der Wehrpflicht ſoll das Recht der freien Wahl desjenigen Trup⸗ 


pentheils zur Seite ſtehen, bei welchem der Betreffende feinen Dienſt im 
ſtehenden Heere abzuleiſten beabſichtigt. — Dagegen verpflichtet die durch 
Selbſtverſchuldung hervorgerufene Verſpätung in der Ableiſtung der 
geſetzlichen Wehrpflicht den Schuldigen in gleichem Maaße über das 35ſte 
Lebensjahr hinaus, jedoch in keinem Falle länger, als bis zum vollendeten 
40, Lebensjahre. } N 85 

§ 5. Hinſichtlich der Vertheilung der einzelnen Wehrpflichtigen an die 
verſchiedenen Waffengattungen ſoll auf 
letzteren mehr oder weniger entſprechenden Lebensverhältniſſe der Auszuhe⸗ 
benden ſo viel als möglich Rückſicht genommen werden. 

6. Die Zahl der als Rekruten in die ſtehende Armee einzuſtellenden 
Wehrpflichtigen wird durch ein Recrutirungsgeſetz feſtgeſtellt, welches unter 
e r von der Staatsregierung aufzuſtellenden Erſatzbedarfs⸗ 

achweiſung alljährlich erneuert werden muß. Die Reihenfolge, nach wel⸗ 
cher die Wehrpflichtigen als Recruten zur jtebenden Armee eingezogen wer: 
den, wird durch das Loos beſtimmt. Diejenigen Wehrpflichtigen, welche 
nicht zur Einſtellung in die ſtehende Armee gelangen, unterliegen dagegen 
einer von den betreffenden Landwehrbataillonen zu leitenden vierwöchent⸗ 
lichen Uebung und treten ſodann in das Verhältniß der beurlaubten Mann⸗ 
ſchaften der ſtehenden Armee. N 

7, Behufs der nöthigen Controle und Regelung der Wehrverhältniſſe 
ſämmtlicher Wehrpflichtiger findet eine Eintheilung des Landes in Wehrbe⸗ 
zirke ftatt, welche ſich den Gemeindebezirken möͤglichſt anzuſchließen haben, 
und deren Vorſtände von der Führung und Bewegung der Truppen nicht 
berührt werden dürfen. 

§ 8. Die zum Zweck der Handhabung und Verwaltung des Heeres, der 
Flotte und der ſämmtlichen Vertheidigungsmittel des Landes erforderliche 
Organiſation wird durch Geſetz feſtgeſtellt. Die darnach für den Kriegs: 
und Friedenszuſtand aufzuſtellenden Organiſations⸗Etats müſſen ſämmtliche 
aus der Staatskaſſe zu beſoldende Offiziere, Unteroffiziere, Kapitulanten, 
Gemeinen, ſowie die Militärbeamten umfaſſen, und bilden die Grundlage 
für die Feſtſtellung der Etats der Miniſterien des Krieges und der Marine. 

$ 9, Die bewaffnete Macht beſteht aus: dem Heer und der Marine. 
Das Heer umfaßt ſämmtliche Mannſchaften 1) der ſtehenden Armee, 2) der 
Reſerve, 3) der Landwehr erſten und zweiten Aufgebots und 4) der Frei⸗ 
willigen⸗Wehr. Die Marine umfaßt die Mannſchaften: 1) der Flotte, 2) der 
Flottenreſerve. 5 

10, Die ſtehende Armee hat den doppelten Zweck: 1) die hauptſäch⸗ 
lichſte Bildungsſchule für das geſammte Heer zu ſein, 2) die öffentliche Ord⸗ 
nung und die geſetzliche Autorität der Landesbehörden aufrecht zu erhalten 
und wiederherzuſtellen, ſofern die Polizeigewalt dazu nicht ausreicht. — 
Die ſtehende Armee umfaßt ſämmtliche Wehrpflichtige während der erſten 
zwei Jahre ihrer Wehrleiſtung. Die Zeitdauer, während welcher ſich die 


ur ſtehenden Armee gehörigen Mannſchaften bei der Fahne befinden, richtet T 


ch: 1) nach dem Grade der bereits mitgebrachten, reſp. nach dem Eintritt 
in das Heer erworbenen militäriſchen Leiſtungen, 2) nach dem Grade der, 
dem Eintritt erlangten und durch Schulzeugniſſe oder Prüfungen zu bekun⸗ 
denden wiſſenſchaftlichen Bildung. — Je nach der Vollkommenheit ihrer mi⸗ 
litäriſchen Leiſtungen follen ſich die Mannſchaften der ſtehenden Arme min⸗ 
deſtens drei Monate und höchſtens zwei Jahre bei der Fahne befinden. 
— Die je Abkürzung des Fahnendienſtes berechtigenden Leiſtungen werden, 
fomeit als möglich, allgemein feſtgeſtellt und durch beſonders zuſammen⸗ 
zuſezende, unparteiiſche Prüfungs⸗Commiſſionen beurtheilt. — Der 
Nachweis der bisher für die Berechtigung zum einjährigen freiwilligen Paar 
erforderten wiſſenſchaftlichen Bildung verpflichtet die Betreffenden auch künf⸗ 
tighin zu einer höchſtens einjährigen erſten Dienſtzeit bei der Fahne. 
Die Wiedereinberuſung der Beurlaubten, d. h. ſolcher Mannſchaften der 
ſtehenden Armee, welche ſchon vor dem Ablauf ihrer zweijährigen Dienſtver⸗ 
pflichtung als ausgebildete Soldaten mit einem Urlaubspaß in die Heimath 
entlaſſen worden ſind, darf, außer zum Zweck größerer Truppenübungen, 
der bebroßtründen der Sicherung der Landesgrenzen oder zum Schutz 

0 . gehen Ordnung im Innern erfolgen. 

8 e Neſerve.] Die Neſerve iſt gleich der Landwehr zum 
delta des ebrbien verpflichtet, ſobald die inneren oder äußeren Ver ⸗ 
bältniſſe Fecntes die Aufſtellung einer ſtärkeren Waffenmacht, 
als die ſtehende Armee erfordern. — Die Einberufung der Reſerven und 
Landwehren darf, ſobalf der Sandtag nerfammelt iſt, nur mit deſſen Ge. 
nehmigung, dal ee aber nicht verſammelt iſt, nur unter der be: 
ſonderen Verantwertlichkeit des Ministeriums erfolgen. Im letzteren 
dal muß der Landtag zum Zwecke der nachträglichen Genehmigung 
päteſtens vierzehn Tage nach dem Erlaß der Einberufungsorbte zu 
5 au ee liche ufammentreten, 

ie Reſerve umfa Be, zer Heimath befindliche Wehrpflichtige 
im 3, bis einſchließlich 5. Jahre ihrer Dienſtzeit. De 1 
Er ftatt: 1) an gewiſſen Tagen in kleinen Abtheilungen innerhalb des 
ehrbezirks, 2) einmal des Jahres während des Zeitraums von vier Wo: 
Sen, in ang mit größeren Abtheilungen der ſtehenden Armee oder 
er Landwehr. 
§ 12. J Sie Landwehr 1. Aufgebotd.] Die Landwehr 1. Aufge⸗ 
bots umfaßt ſämmtliche in der Heimath befindliche Wehrpflichtige im 6, bis 
einſchließlich 10. Jahre ihrer Dienſtzeit. — Die Uebungen der Landwehr 
1. Aufgebots finden ſtatt: 1) an gewiſſen Tagen in kleinen Abtheilungen 
innerhalb des Wehrbezirks; 2) zwei⸗ bis dreimal während der fünfjährigen 
ienſtpflicht, behufs größerer, vierwöchentlicher Truppen⸗Uebungen, bei wel⸗ 
en die e here und Kavallerie ſtets in ſelbſtſtändigen tacti⸗ 
ſchen Verbänden erſcheint. Ps 
$ 13. [Die Landwehr 2. Aufgebots.] Die Landwehr 2. Aufgebots 
umfaßt fämmtliche in der Heimath befindliche Wehrpflichtige im 11, bis ein⸗ 


a” 1 


die dem beſonderen Charakter der 
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ſchließlich 15. Jahre ihrer Dienſtzeit; jedoch mit der im § 4 dieſes Geſetzes 
feſtgeſtellten Einſchränkung. x 
Die Uebungen der Landwehr 2. Aufgebots finden an einzelnen Tagen 
in kleinen Abtheilungen innerhalb des Wehrbezirkes ſtatt. 
8 14. In der Regel find die Mannſchaften der Reſerve ſowie der Nach⸗ 
031 an Rekruten zur Ausfüllung der ſtehenden Armee beſtimmt, wogegen 
ie Mannſchaften der Landwehr⸗Infanterie und Kavallerie zur Auf 
ſtellung ſelbſtſtändiger Landwehrtruppen werden ſollen. Damit jedoch 
die Laſt des Kriegsdienſtes möglichſt gleichmäßig über die ganze Bepölkerung 
vertheilt verden könne, ſollen die nach Ausfüllung der ſtehenden Armee und 
deren Erſatz⸗Cadres noch übrig bleibenden Mannſchaften der Reſerve und 
des jährlich neu hinzutretenten Rekruten⸗Contingents zur Completirung der 
Landwehr verwendet werden. 

8.15. Der in den 88 10 bis 14 nach Maßgabe der bereits abgeleiſteten 
Dienſtpflicht vorgeſchriebene Uebertritt der Wehrpflichtigen aus einer Heeres⸗ 
abtheilung in die nächſtfolgende, wird für die betreffenden einzelnen odet 
ganzen Jahrgänge von Wehrpflichtigen ſo lange unterbrochen, als ſich die⸗ 
ſelben freiwillig oder in Folge einer Einberufung bei der Fahne befinden. 

8 16. Die in die Heimath entlaſſenen Wehrpflichtigen dürfen, welcher 
Kategorie fie auch angehören, weder in der freien Wahl ihres Aufent- 
baltsortes im In⸗ und Auslande, noch in der geſetzlichen Auswan⸗ 
derungsbefugniß irgend welchen beſonderen Beſchränkungen unters 
worfen werden. agegen entbindet der Aufenthalt im Auslande 
ohne Auswanderungsconſens keinen Wehrpflichtigen von der Verpflich⸗ 
tung, im Kriegsfalle einer brieflich oder öffentlich engen Geſtellungs⸗ 
ordre ſo ſchleunig als möglich Folge zu leiſten. In gleicher Weiſe iſt jeder 
Wehrpflichtige verbunden, die in der Reſerve⸗ und Landwebr⸗Ordnung für 
die einzelnen Dienſtkategorien feſtgeſtellten Controlvorſchriften, bei Vermei⸗ 
dung der ebendaſelbſt vorgeſchriebenen und durch den zuſtändigen Richter zu 
verhängenden Strafen, genau zu befolgen. ; 

. 17. Ebenſo ſollen die allgemeinen und ſtrafrechtlichen Verhältniſſe der 
einzelnen Wehrpflichtigen nur in ſo weit durch die Ableiſtung der Wehrpflicht 


5 | berührt werden, als dies zur Aufrechthaltung der im Heere nothwendigen 


Disciplin erforderlich iſt. Die Militärgerichksbarkeit beſchränkt ſich daher 
für die Zukunft guf die Beſtrafung rein militäriſcher Vergehen, welche 
von den Wehrpflichtigen während ihrer Anweſenheit bei der Fahne be⸗ 
gangen werden. g 4 

Die Anweſenheit bei der Fahne beginnt mit dem in der Einberufungs⸗ 
ordre bezeichneten Geſtellungstermin und währt bis zur Aushändigung der 
Entlaſſungspapiere. l 5 

$.18, Jeder Preuße, der den vorgeſchriebenen Grad militäriſcher Brauch⸗ 
barkeit und wiſſenſchaftlicher Bildung beſitzt, iſt, ſowohl im Kriege wie im 
Frieden, zur Beförderung in die höchſten Aemter des Heeres und der Ma⸗ 
rine befähigt. — Mllitäriſche Brauchbarkeit allein den e nur im Kriege 
zu allen Aemtern; im Frieden dagegen nur zu den Stellen vom Unter⸗ 
offiziere aufwärts bis einſchließlich zum Hauptmann. Innerhalb der ſtehen⸗ 
den Armee foll die Zahl der auf Grund militäriſcher Brauchbarkeit aus dem 
Unteroffizierſtande hervorgegangenen Subalternoffiziere im Frieden jederzeit 
ein Drittel der bei den formirten Bataillonen vorhandenen etatsmäßigen 
Subalternoffizierftellen betragen. — Zur Beförderung zu Unteroffizieren und 
Subalternoffizieren der Landwehr iſt jeder Reſerviſt und Landwehrmann 
befähigt, der ſich bei ſeinem Austritt aus der ſtehenden Armee auf Grund 
einer militäriſchen Prüfung das Aa die zum Unteroffizier oder 
Offizier der Landwehr erworben hat. Die Offiziere der ſtehenden Armee, 
ſowie die Generale und Stabsoffiziere der Landwehr werden nach Moßgabe 
ihrer bekundeten wiſſenſchaftlichen und dienſtlichen Qualification auf den or 
Schlag ihrer unmittelbaren Vorgeſetzten von Sr. Majeftät dem Könige 
ernannt. Die Subalternoffiziere der Landwehr dagegen werden aus der 
Zabl der mit der erforderlichen Qualifikation ausgeftatteten Landwehroffizier⸗ 
aſpiranten innerhalb der einzelnen Wehrhezirke, nach einem durch die Land⸗ 
wehrordnung noch näher feſtzuſtellenden Wahlmodus, gewählt und erhalten 
demnächſt nach erfolgter königlicher Beſtätigung das Patent ihrer Charge. 
Die auf Grund einer ordnungsmäßigen Wahl erlangte Charge als Land⸗ 
wehroffizier haftet nicht an dem beſtimmten Wehrbezirk, der die Wahl voll⸗ 
zogen hat, ſondern beſteht für den ganzen Umfang der 
Heeres gleichmäßig zu Recht. Für den Fall, daß Offiziere der Landwehr 
und der ſtehenden Armee in gemeinſchaftliche Dienſtfunctionen treten, ent⸗ 
ſcheidet die Charge und das ältere Patent über das Subordinations⸗ 
verhältniß. Alle zum Zweck der Vorhereitung für den Militärdienſt im 
Gebiete des Schulweſens zu treffenden Maßregeln, insbeſondere die Errich⸗ 
tung von Militär⸗Fakultäten an verſchiedenen Univerſitäten und die Um⸗ 
wandlung der beſtebenden Kadettenhäuſer in Realgymnaſien, werden durch 
das demnächſt zu erlaſſende Unterrichtsgeſetz ihre Erledigung finden. 


§, 19. Jeder über die geſetzliche Verpflichtung hinaus im Heere und in 3 


der Marine dienende Wehrpflichtige erwirbt die mit der von ihm bekleideten 
Stelle verbundenen Rechte und Auſprüche und darf vor Ablauf der jedes: 
mal beſtimmt zu fixirenden Capitulationszeit nur in dem Falle entlaſſen 


werden, wenn er eine Freiheitsſtrafe verwirkt, die ihn länger als ſechs Mo⸗ 


nate an der Ausübung ſeines Dienſtes hindert. 

§ 20. [Die Freiwillige Wehr.] Die Freiwillige⸗Wehr umfaßt 
alle auf die Beförderung von Waffenübungen und Wehrzwecken gerichteten 
freien Vereine und hat den Beruf, der im Geſetz vom 3. September 1814 
niedergelegten Idee des Landſturms, nicht erſt im Kriege ſondern ſchon im 

rieden durch die Erhaltung und bealſche n der kriegeriſchen Gewohn⸗ 

eiten der Nation eine erhöhte praktiſche Bedeutung zu verleihen. — Es 
ſoll daher die Bildung derartiger Vereine, wie Turn⸗, Wehr, Schützen⸗, 
Hilfsmittel unterſtützt werden. Sobald derartige Vereine ſich bewaffnen, 
treten fie unter der Oberaufſicht des, am Orte befindlichen höchſten Befehls⸗ 
babers der Landwehr und leiſten den im § 1 vorgeſchriebenen Eid. Dieſe 
Oberaufſicht berechtigt den Beaufſichtigenden, von jeder Waffenübung des 
Vereins und der inneren Organiſation deſſelben vollſtändige Kenntniß zu 
nehmen und im Falle geſetzwidriger Handlungen, die Auflöſung des Vereins 
bei der zuſtändigen Behörde zu beantragen. Die Befugniß zu einer unge⸗ 
ſetzlichen Beſchränkung der Vereine, in Bezug auf ihre Organiſation, Be: 
waffunng, Uniformirung und freie Wahl ihrer Führer darf aus dem Ober: 
aufſichtsrecht ſeitens der Militär⸗Behörde nicht hergeleitet werden. Das 
ragen von Waffen iſt den Mitgliedern von Wehrvereinen nur auf ihren 
Uebuüngsplätzen und auf dem Wege von und nach denſelben geſtattet. Zur 
bewaffneten Theilnahme an öffentlichen Aufzügen bedarf es jederzeit der 
polizeilichen Genehmigung. Für alle durch die Wehrvereine oder durch ein⸗ 
zelne Abtheilungen derſel en verübten Beſchädigungen und ſtrafbaren Hand⸗ 
lungen iſt außer dem Thäter fte. M. auch der betreffende Vereins ⸗ 
oder Abtheilungsführer verhaftet. Mitglied von Wehrvereinen darf jeder 
Preuße ſein, der ſich nicht gleichzeitig in einem activen Dienſtverhältniß bei 
der ſtehenden Aunee oder der Landwehr befindet. Beurlaubte Reſerviſten 
und Landwehrmänner haben, wenn ſie einem Wehrvereine beitreten, dies 
ihrem Wehrbezirks⸗Vorſtand anzuzeigen und ſind von der Ableiſtung ihrer 
regelmäßigen Wehrpflicht nicht entbunden. Im Falle eines Krieges fol die 
Staats⸗Regierung beſugt fein, einzelnen bewaffneten wohlorganiſirten Wehr: 
vereinen die Theilnahme am Kriege zu geſtatten und ihnen den regelmäßigen 
Sold und die Verpflegung der Truppen zu gewähren. 

Auch ſoll die Staats⸗Regierung einzelnen Reſerviſten und Landwehr⸗ 
männern die Erfüllung ihrer geſetzlichen Wehrpflicht in einem ſolchen am 
Kriege Theilhabenden Freiwilligencorps geſtatten dürfen. 

$ 21. Damit die in dieſem Geſeße 10 fen Grundzüge ſobald als 
möglich in die Wehrverfaſſung des Landes übergehen können, ſoll unver⸗ 
züglich eine aus geeigneten Offizieren und Mitgliedern beider Häuſer des 
Landtages zuſammenzuſetzende Commiſſion in freien Conferenzen die Land⸗ 
wehr⸗Ordnung, die Erſatz⸗Inſtruction und das Militärſtrafgeſetzbuch einer 
den vorſtebenden Beſtimmungen enkſprechenden Reviſion unterwerfen 
und demnächſt die Entwürfe eines Organiſations⸗ und Rekrutirungs⸗ 
geſetzes ausarbeiten, welche den großen Gedanken der Landwehr weiter zu 
entwickeln geeignet ſind und die Möglichkeit darbieten, den Grundſatz der 
allgemeinen Wehrpflicht mit den materiellen und intellectuellen Intereſſen 
des Landes zu vereinigen. v. d. Leeden. 


—— Berlin, 22. März. [Feier des hundertſten Ge 
burtstags Jean Paula] Der Verein der berliner Preſſe, 
welcher hier ſeit dem September v. J. beſteht und trotz immenſer 
Schwierigkeiten, welche ihm entgegentraten, einen ſchnellen und blühen⸗ 
den Aufſchwung genommen, trat geſtern zum erſtenmale zu einer Feſt⸗ 
lichkeit zufammen. Es galt, den hundertjährigen Geburtstag Jean 
Paul's zu feiern. In dem prachtvollen Saale des „Hotel de Ham⸗ 
bourg“, ſeit langer Zeit der Sammelplatz der Künſtler und Literaten, 
hatten ſich einige 70 Perſonen vereinigt, meiſt Mitglieder des Vereins, 
unter ihnen die Chefredacteure der „Voſſ.“, „Spener'ſchen“, „National“, 
„Volks“, „Berliner Allg. Zeitung“, des „Fortſchritt“ der „Deutſchen 
Jahrbücher“, der „Deutſchen Gerichtszeitung“ des „Kladderadatſch“ 
und der „Berl. Montagszeitung“ ꝛc. mit ihren Gäſten. Unter letz⸗ 


Monarchie und des 


teren befanden ſich viele Mitglieder des Abgeordnetenhauſes, fo Präſi⸗ 
dent Lette, Dr. Becker (Dortmund), Hirſchberger ꝛc., dann 
Faucher, Michaelis, Prince⸗Smith (letztere drei beiläufig Mit⸗ 
glieder des Vereines); unter den Gäſten befanden ſich ferner Max 
Wirth von Frankfurt, viele Künſtler, Aerzte, Juriſten ꝛc. Der Saal 
war mit der Lorber umkränzten Büſte Jean Pauls geſchmückt. 
Dr. Alexis Schmidt, der Chefredakteur der „Spen. Ztg.“ eröffnete 
als Vorſitzender des Vereines das Feſt mit einer Begrüßung der ie 
weſenden. Berthold Auerbach, von welchem das Feſt ang 
worden, hielt die Feſtrede auf das Gedächtniß Jean Paul's; Dr. 


[Fiſchel feierte den Einfluß des Dichters auf die Entwickelung des 


deutſchen Bürgergeiſtes und ließ das deutſche Bürgerthum leben. Es 
folgte Dr. Moritz Gumbinner mit einem Hoch auf die Gäſte, 
welches von einem Gaſte Dr. jur. Richter aus Wien mit einem 
Toaſt auf den Verein beantwortet wurde. Der Altmeiſter der berliner 
Journaliſten, der greife Profeffor F. W. Gubitz, nahm darauf das 
Wort zum Vortrage eines trefflichen Gedichtes, welchem endloſer Jubel 
folgte. Aſſeſſor Lasker brachte dem Abgeordnetenhauſe ein Glas, 
Präſident Lette antwortete mit einem ſehr geiſt⸗ und ausdrucksvollen 
Hoch auf die Preſſe. Prince⸗Smith ließ den Präſidenten des Ver⸗ 
eines, dieſer ſeine Collegen im Vorſtande leben. Der Schriftführer 
Dr. Alexander Meyer trank auf das Gedeihen des Vereines und 
Albert Hofmann (Verleger des Kladderadatſch) brachte ein Hoch 
auf das Zuſammenhalten zwiſchen Preſſe und Buchhandel und 
Dr. Faucher endlich in ſchwungvoller Weiſe einen Toaſt auf die 
Journaliſtenfrauen. So verging das Feſt in gehobener und fröhlichſter 
Stimmung, ein erſtes und viel verheißendes Lebenszeichen des jungen 
Vereines, der bereits viel Gutes in Bezug auf Anregung der Colle⸗ 
gialität in der berliner Preſſe geleiftet hat und hoffentlich noch weiter 
zu gedeihlicher Thätigkeit ſich entfalten wird. 5 8 
Köln, 22. März. [Heil dir im Siegerkranz ... Bei 
der geſtern in den Schulen abgehaltenen Vorfeier des Königsgeburts⸗ 
tages hatten die Schüler einen offiziellen Text der Nationalhymne ere 
halten, in welchem ebenfalls, wie auch an anderen Orten, der Vers: 
„Nicht Roß, nicht Reiſige u. ſ. w.“ fehlte. Die Schüler der Bürger‘ 
ſchule fangen gleichwohl aus eigenem Antriebe den verpönten Vers mit. 


Coblenz, 20. März. [Ss uum cuique.] Hrn. v. Bismarck wurde 
bei dem offiziellen Feſteſſen des 17. März von Hrn. General a. D. 
v. Griesheim ein begeiſterter Toaſt gebracht als „dem Junker der Jun⸗ 
ker“, dem „Retter des Vaterlandes“ (), fand aber ſelbſt in dem faſt 
nur militäriſchen Kreiſe keinen Anklang, noch geringeren aber der Vor⸗ 
ſchlag deſſelben, dem Gefeierten dieſe Anerkennung telegraphiſch zu ver⸗ 
künden. Der Telegraph wurde trotzdem in Thätigkeit geſetzt. 


Deut ſchlan d. | 
tzehoe, 22. März. [Die Ständeverſammlungl wurde geſtern ges 

ſchloſſen. Die Diät war eine ſehr inhaltreiche; in 41 Sitzungen wurden 
54 Regierungsvorlagen und 8600 Petitionen erledigt. Der Regierungs⸗ 
Commiſſar (v. Warnſtedt) bedauerte zum Schluß, keiner entgegenkommenden 
Geſinnung mit Rückſicht auf die gemeinſchaftlichen Vorlagen begegnet zu 
ſein, und nannte den Beſchluß der Verſammlung, „die Cniſche hung des 
Bundes anzurufen“, einen höͤchſt auffallenden. „ 

Frankreich. 

Von der franzöſiſchen Grenze, 18. März. [Die pol 
niſche Frage.] Wenn die Senats⸗Debatte auch keinen wirklichen 
Aufſchluß ertheilt, ſo reicht doch ſchon die Thatſache, daß Reden im 
Senate zu Gunflen Polens gehalten werden dürfen, hin, um nachdenk⸗ 
lich zu ſtimmen. Herr Billault mag ſich noch fo friedlich auslaſſen, 
man wird darum nicht die Sprache des Prinzen Napoleon vergeſſen. 
Ich vergleiche die Vorgänge in der offiziellen Welt damit, was ſich zur 
eit der Vorbereitung zum Kriege in Italien zugetragen hatte, und 
finde große Aehnlichkeit zwiſchen beiden. Auch damals verſicherte Wa⸗ 
lewski dem Grafen Cavour, der Kaiſer werde ſich auf keinen Krieg 
mit Oeſterreich einlaſſen, während der Kaiſer dem italieniſchen Miniſter 
auf deſſen Beſchwerde über die Sprache des Miniſters der auswärtigen 
Angelegenheiten achſelzuckend erwiederte; „est-ce qu'il suit quelque 
chose.“ Diesmal ſpricht Walewski im Senate zu Gunſten des Krie- 
ges, und vielleicht iſt jetzt Herr Billault der Miniſter, der nicht weiß, 
was man vorhat. Die Unterhandlungen mit Oeſterreich geben ihren 


Weg und man ſcheint in Paris noch immer auf Erfolg zu zählen. 
Bürgerwehrvereine ꝛc. begünſtigt und ſelbſt unter Aufbietung materieller 


[Billault über Preußen.] Aus der Rede, welche Herr Billault 


vorgeſtern im Senate gehalten, tragen wir folgende, Preußen betreffende 
Stelle nach: „Preußen iſt ein Staat, in welchem ſich mehr und mehr 
eine freie Regierung (?) entwickelt, in dem die freifinnigen Ideen ſich 
den von uns gewünſchten Combinationen vollkommen günſtig kundge⸗ 
geben haben, in dem die unverkennbarſten volksthümlichen Sympathien 
nicht allein ſich enthüllen, ſondern in einem der Schlichtung dieſer 


ſchwierigen Situation günſtigen Sinne energiſch ſich äußern. Wäre 
es vernünftig, dieſe Nation zu verletzen, ſie uns zu entfremden? Haben 
wir nicht zweierlei zu hoffen? Das Eine, daß ihr Herrſcher ſich durch 
die Wünſche ſeines Volkes aufklären laſſe, das Andere, daß dieſes Volk, 
welches in dem wiedergeborenen Deutschland ſich als eines der v r. 
geſchrittenſten auf der Bahn der Freiheit zeigt, die Intereſſen der allge 
meinen Politik Europa's begreifen und ſeinerſeits auch durch eine Übe⸗ 
rale Löſung das zu paciſiciren ſuchen wird, was feine Situation gegen 
Polen ihm an Agitationen und Verlegenheiten bereiten kann. 


Grof brit annien. 

London, 20. März. [Die engliſche Preſſe über den 
preußiſchen 17. März.] Nicht bloß in Preußen ſelbſt, ſondern 
auch im Auslande ſtellt man trübe Betrachtungen über die Feier vom 
17. März an. Von der Verſammlung der Ritter des eiſernen Kreu⸗ 
zes in Berlin ſprechend, bemerkt die „Times: „Fütwahr, die, welche 
die Geſchicke Preußens gegenwärtig in der Hand halten, ſollten ſich 
dieſe patriotiſche Kundgebung zur Lehre dienen laſſen. Denn was 
anders vertreten dieſe lahmen und blinden, gebeugten und wankenden 
Greiſe, als die gewaltige Macht des Volkswillens? So lange nicht 
die Völker die europäiſchen Kriege in die Hand nahmen, gab es keinen 
rechten Widerſtand gegen die Waffen des gehe Eroberer. — Das 
Jahr 1813 erblickte einen König und ein Volk, die in Wahrheit einig 
waren und die damals in Europa herrſchenden böſen Mächte bekämpf⸗ 
ten. In die Einigkeit in Preußen ‚jept, zu finden! Wir zweifeln daran. 
Sehen die, welche in den letzten paar Jahren in Preußen gewirthſchaſtet 
haben, denn gar nicht ein, daß Preußen nicht jenem kräftigen Zu⸗ 
ſtande, durch welchen Ka möglich wurde, das gebieteriſche Joch 
Frankreichs abzuſchütteln, ſondern jener Trägheit und Gleichgültigkeit 

entgegengeht, welche an ſeinen ſchlimmſten Niederlagen ſchuld war?“ 
Dem „Daily Telegraph“ wird aus Berlin, 17. März, geſchrieben: 
„Die Gemüther der Alan find hier von den bitterſten Empfindun⸗ 
gen erfüllt wegen des kläglichen Ausfalles des glorreichſten und dabei 
am lebhafteſten in der Erinnerung bewahrten nationalen Gedächtniß⸗ 
ſeſtes. Die Feier, welche noch vor einem Jahre ganz Deutſchland in 
Berlin verſammelt haben würde, glich jezt mehr dem Begräbniß der 
Hoffnung, als der Auferſtehung des Ruhmes.“ je 
London, 19. März. Bat belgischen Frage.] Man ver⸗ 
ſichert, die engliſche Regierung, weiche eine neue Schwenkung gegen 
8 ui Ted 


Frankreich hin gemacht, zeige fid) geneigter, gemeinſchaftliche Schritte 
mit dem Tuilerien⸗Cabinet zu thun. Was die wahrſcheinliche Haltung 
Oeſterreichs betrifft, ſo ſind die Anſichten verſchieden. Die Nachrichten 
aus Paris lauten günſtig, hier dagegen glaubt man, Oeſterreich werde 
ſich keinesfalls zu weit gegen Rußland vorwagen. Auch über die 
Widerſtandsfähigkeit der Polen ſind verſchiedene Meinungen vorhanden. 
Die polniſchen Agenten und die Polenfreunde betheuern, daß die In⸗ 
ſurrection erſt im Beginne ſei und ſich täglich ausdehne, daß man einer 
baldigen Erhebung ſelbſt von Warſchau gewärtig ſei; die Berichte des 
engliſchen Conſuls dagegen lauten minder günſtig. (K. Z.) 
[Dementi] Der Agentur Havas⸗Bullier wird aue London, 19. März 
emeldet, daß die Nachricht, der Pole Zoſeph Cwierzakiewicz ſei mit einem 
chreiben des Dictators Langiewicz verſehen geweſen, welches ihn als Ver 
treter der polniſchen proviſoriſchen Regierung bei verſchiedenen europäiſchen 
10 Mächten beglaubigt, ungegründet ſei. 
N Spanien 
j Madrid, 15. März. [Eröffnung der Cortes. — Der 
Kriegsminiſter.] Die „Gaceta“ veroffentlicht das Decret, welches 
dte Wiedereröffnung der Cortes⸗Sitzungen auf den 9. April feſtſetzt. 
— Der Kriegs⸗Miniſter, Marquis de la Havana, hat geſtern eine 
Gehirncongeſtion gehabt, die in den erſten Augenblicken fein Leben be⸗ 
drohte. Die ſchnelle Hilfe mehrerer Aerzte hat jedoch guten Erfolg 
gehabt. Heute Nachmittag um 4 Uhr war der General ganz außer 
Gefahr, doch wird er auf den Rath der Aerzte Madrid auf einige Zeit 
verlaſſen. Die Königin hat deswegen heute den Marine⸗Miniſter 
Mata 9 Alos interimiſtiſch mit dem Kriegs⸗Miniſterium betraut. 
Griechenland. 
Athen, 7. März. [Fremde Kriegsſchiffe. — Solda⸗ 
teska.] In den griechiſchen Gewäſſern liegen gegenwärtig 5 fran⸗ 
zoͤſiſche, 5 engliſche, 5 öſterreichiſche, 2 ruſſiſche und 2 italieniſche 
Kriegsſchiffe, außerdem 1 türkiſches Kriegsſchiff. — Die in Athen er⸗ 
ſcheinende „Correſpondance de Greéce“ entwirft folgendes erbauliches 
Bold von der helleniſchen Soldateska, die nach dieſer Schilderung eine 
wahre Schwefelbande ſein muß: „Es iſt auffallend, daß die neue pro⸗ 
viſoriſche Regierung in ihrem Programm auch nicht mit einem einzi⸗ 
\ gen Worte des Heeres Erwähnung gethan hat. Sollte dies darin 
* ſeinen Grund haben, daß ſie nicht weiß, wo das groͤßte Uebel Griechen⸗ 
1 lands liegt, oder fürchtet ſie etwa, die Hand auf eine zu ſchmerzlich 
8 brennende Wunde zu legen? Wie dem auch fein möge, mit dem 
Heere iſt es in Griechenland ſoweit gekommen, daß es nichts weiter 
1 mehr iſt, als die wüſteſte, zuchtloſeſte und ſittenloſeſte Rotte, ein ſtets 
zum Aufruhr bereites Werkzeug.“ 


75 Unruhen in Polen. 

h  [Mieroslamwsfi] figt wieder in Paſſy; hätte er Frankreich doch 
nie verlaſſen! Sein kurzer Aufenthalt in Polen war eine Reihe von 
Tactloſigkeiten und Unglücksfällen. Damit die Welt aber gerade in 
dem Momente, wo Langiewicz geſchlagen und ſeine kurze Dictatur zu 

Ende iſt, erfahre, wie tactlos Polen fein können, wenn in ihnen Eifer: 
ſucht und Parteihaß tobt, hat Mieroslawski folgenden Proteſt erhoben, 
der dem brüſſeler Correſpondenten der „K. Z.“ von polniſcher Seite 
zur Veröffentlichung zugegangen iſt: 

ei REN ide. f 

Die proviſoriſche National⸗Regierung erſucht in Gegenwart des Aufſten⸗ 
des in Polen den General Ludwig Mieroslawski, die Dictatur und das Ober⸗ 
Commando dieſes Aufſtandes zu übernehmen. 

Warſchau, den 25. Januar 1863. 
Als Beweis für die Uebergabe aller Vollmachten des National⸗Comite's 
an dieſe neue Regierung trägt vorſtehende Urkunde daſſelbe Siegel, wie jenes 
des vormaligen Comite's an ſich, mit der Umſchrift: „Freiheit, Gleichheit, 
Unabhängigkeit“, und in der Mitte, auf drei geſonderten Wappenfeldern, den 
Adler, den Ritter und den u“ ee 
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Durch vorſtehendes Actenſtück vom 25. 


n Folge deſſen glauben wir uns —— 


den Prokeſt i vollſtändig zu billigen, ſon⸗ 


: egen das ſchnöde (inique) Attentat des militäriſchen Führers der Aufſtän⸗ 
15 Lichen von Sandomir, 
1 15. März 1863. 


[Internirte Polen.] Die zur Internirung beſtimmten Polen 
kamen am 18. d. Abends in Iglau an, und wurden vorläufig im 
Transporthauſe untergebracht. Einige von ihnen ſollen Erlaubniß 
erhalten haben, ſich iu Privatquartieren einzumiethen; überhaupt ge⸗ 
ſtattet man ihnen alle mögliche Freiheit, welche ſich mit dem Inter⸗ 
nirungs⸗Syſtem verträgt. Sie gehen frei herum, und genießen von 
Seite der Bevölkerung Iglaus alle jene Achtung, welche der Gebildete 
dem Unglücke zu zollen pflegt. In Brünn iſt vorgeſtern ein zweiter 
Transport aus Krakau angekommen und wurde geſtern nach Iglau 
befördert. 
l dameneomité für die Polen.] Dem „Journal des Debats“ 
wird aus Krakau Näheres über das Damencomité, welches ſich da: 
Dt zur Pflege der Verwundeten gebildet hat, berichtet: „An der 
Bande weden ſteht die Grän Sophia Wodzicka. Außerdem ge: 
Een Pan e en ee ee 
und Prinzeſſa Marie 3 17 75 zwei Gräfinnen Po , 
1 M Jablonowska. Die Aufgabe dieſes Co⸗ 
mite,“ jet der Correſpondent bei, „iſt ſehr ſchwierig in Anbetracht 
deer großen Hinderniſſe, weche ſich der Herbeiſchaf 
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digſten Gegenſtände entgegenſtellen. Es hält deshalb ſchwer, Ampu⸗ 
tationen vorzunehmen, die doch jeden Tag vorzunehmen wären, da 
die Ruſſen ihre Spitzkugeln in Pferdehaare einwickeln, was meiſtens 
die Wunden brandig macht. Außer in den Spitälern hat das Comité 
noch in verſchiedenen Privathäuſern die Verwundeten untergebracht. 
Die ganze Bevölkerung unterſtützt die edlen Damen; ſo hat das Hotel 
de Saxe ſeinen großen Saal zur Verfügung geſtellt, in dem 30 Ver⸗ 
wundete untergebracht find. Unter ihnen befindet ſich auch ein Ruſſe, 
dem die gleiche Pflege wie den Polen zu Theil wird.“ 
Miloslaw, 22. März. (Gefecht bei Peiſern; die ruſ⸗ 
ſiſche Depeſche.] Wie ich aus ſicherer Quelle vernommen, ſind die 
Ruſſen in der Zahl von 900 Mann hinter Peiſern von den Aufſtän⸗ 
diſchen überfallen und größtentheils niedergemacht worden. Die Depe⸗ 
ſchen, die Donnerſtags von den Koſaken uüberbracht worden, ſollten nach 
Kaliſch gehen und den dortigen General Brünner um Verſtärkung bit⸗ 
ten, ſo erzählte mir der Poſtillon, nachdem ich ihn traktirt hatte. Der 
Poſtillon war kein Ruſſe, ſondern ein Pole. Wie er weiter erzählte, 
ſollen rings um Peiſern die Aufſtändiſchen ſtehen, ſo daß die Ruſſen 
ganz eingeſchloſſen find, deshalb ſchickten fie die Depeſche über Milos⸗ 
law; dieſelbe wurde von preußiſchen Poſtillonen weiter befördert. 
(Oſtdeutſche 3.) 
Poſen, 23. März. [Truppenaufſtellung.] In Folge des Zuzuges 
aus unſerer Provinz nach dem Königreiche hinüber iſt eine vermehrte Truppen⸗ 
aufſtellung an der Grenze angeordnet worden. Zu dieſem Zwecke iſt die bie- 
her zwiſchen Kulm und Thorn konzentrirte 4. Divifion gegenwärtig jo verlegt 
worden, daß ihr linker Flügel ſich gegenwärtig an die Weichſel lehnt, während 
der rechte bei Wreſchen ſteht. Sie zertheilt ſich in drei Diſtrikte: Wreſchen 
(Oberſt v. Werder, Kommandeur der 8. Infanterie - Brigade), Trzemeſzno 
(Generalmajor v. Gotſch, Kommandeur der 4. Kavallerie-Brigade), Inowrac⸗ 
law (Generalmajor v. Lehwaldt, Kommandeur der 7. Infanterie ⸗ Brigade). 
Das Hauptquartier iſt in Trzemeſzno unter General-Lieutenant v. Herwarth, 
Kommandeur der 4. Divifion. — Von den am Sonnabend hier eingebrachten 
5 Inſurgenten gehören 3 unſerer Stadt an. Der Eine iſt der Sohn des 
verſtorbenen Lehrers Graffſtein, der andere ein Schuhmachergeſelle, kaum vier 
Fuß hoch und lahm. Er wurde von den Koſaken auf einem Wagen ergriffen. 
Die Arreſtanten ſollen erzählt haben, daß die Koſaken ſie völlig entkleidet und 
dann fürchterlich durchgehauen hätten. Die Kleider, welche ſie hier trugen, wollen 
ſie ſich erbettelt haben. — Die Gefangenen im Blauen Thurme, welche 
vor Kurzem von der Grenze bei Powidz hierher gebracht wurden, genießen 
eine ſehr milde Behandlung. Wie uns mitgetheilt wird, wurden bei dem 
Einen derſelben 600 Thlr. vorgefunden; er bat darum, daß dieſer Yuan: zur 
Bequemlichkeit feiner Mitgefangenen verwandt werden dürfe. Das geſchieht 
denn auch, und dieſe Gefangenen können genießen, was ſie wünſchen, außer 
Branntwein. (Pol. 3.) 


Breslau, 24. März. [Amtliche Mittheilung.] Der 
Zug aus Warſchau hat den Anſchluß an den heutigen myslowitz⸗ 
breslauer Perſonen⸗Zug nicht erreicht. 


* Breslau, 24. März. [Die Beſtätigung der Wahl 
des Geheimen Regierungsrathes Hobrecht! ſoll nach einer 
berliner Correſpondenz der „A. A. Z.“ deshalb noch nicht erfolgt ſein, 
weil die hieſige Regierung noch nicht über die Wahl Bericht erftattet 
habe. (Wir geben dieſe Notiz in der beſtimmten Erwartung, daß die⸗ 
ſelbe von competenter Seite berichtigt werde.) 


Breslau, 24. März. [Diebſtähle.] Geſtohlen wurden: Gartenſtraße 
Nr. 25 eine roth und weiß gemuſterte Kaffee⸗Serviette; Kloſterſtraße Nr. 2 
ein blau, weiß und grün karrirtes Umſchlagetuch; Karlsſtraße Nr. 15 ein 
Satz Stricke von Sant i 
Offizier⸗Paletot von ſchwarzem Düffel. 8 € 

Verloren wurde: eine kleine runde Tiſchdecke von Wachsleinwand mit 
einer ausgebogten bunten Stickerei beſetzt. 

Gefunden wurde: eine Infanterie⸗Säbelſcheide. 

[Feuersgefahr.] Am 22. d. M. Morgens zwiſchen 6 bis 7 Uhr, ent⸗ 
ſtand in dem Keſſelhauſe der in Nr. 60 der Kloſterſtraße belegenen Röthe⸗ 
Fabrik dadurch eine Feuersgefahr, daß eine Quantität Röthewurzeln, welche 
auf der Keſſeldecke zum Trocknen 9 5 war, in Brand gerieth. Durch 
die Hausbewohner wurde indeß jede Gefahr noch vor dem Eintreffen der eben⸗ 
falls benachrichtigten Feuerwehr beſeitigt. b x 

[Unglüdsfall,] Am 22. d. M. Nachmittags wurde auf der Ohlauer⸗ 
ſtraße die Ehefrau eines hieſigen Drechslermeiſters durch zwei aneinander 
gekoppelte Windhunde, welche gedachte Straße entlang gerannt kamen, zu 
Boden gerifien. Dieſelbe erlitt hierbei eine Verletzung am Kopfe und eine 
Beſchädigung ihrer Kleider, indem letztere von den beiden, einem hieſigen 
Hundehändler rg nicht mit Maulkörben verſehenen Hunden theils 
beſchmutzt, theils mit den Zähnen zerriſſen wurden. 172 

An demſelben Nachmittage zwiſchen 5 und 6 Uhr ſtürzte ein fünf Jahr 
altes Madchen in das im Bau begriffene Baſſin in dem Geböjt des Grund⸗ 
148 dect ee 91 2 u. 3 und erlitt hierbei N 8 5 Verletzungen, 
daß ſofort ärztliche Hilfe in Anſpruch genommen werden mußte. 

elerteler „Im Laufe der verfloſſenen Woche find hierorts 12 Per: 
ſonen durch Polizei⸗Beamte wegen Bettelns aufgegriffen und zur Haft 
gebracht worden. ; 

Angekommen: Appellations⸗Gerichts⸗Vice⸗Präſident Luther aus Brom⸗ 
berg. Seine Durchlaucht Heinrich XII. Prinz Reuß mit Dienerſchaft aus 
Stonsdorf. (Pol.⸗Bl.) 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


ee] ee, Fi werten 

W rometer. ratur. Stärke, 5 

Breslau, 23. März 10 H. Ab. 336,11 [75,2 W. 2. Trübe. 
24. März 6 U. Morg.] 335,67 775 ] W. I. Bedeckt. 


Breslau, 24. März. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 16 F. 5 8. U.⸗P. 2 F. 11 3. 
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Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 
Paris, 23. März. Nachm. 3 Uhr. Die Zproz. begann zu 69, 45, wich 
auf 69, 30 und ſchloß weniger feſt zu dieſem Courſe. Conſols von Mittags 
12 Uhr waren 92% eingetroffen. "Schluß Course: zproz. Rente 69, 30, 
4 L prz. Rente 96, 70. Italieniſche 5prz. Rente 70, 70. Zprz. Spanier 49%, 
löroz. Spanier —. Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 507, 25. Eredit⸗mo⸗ 
bilier⸗Attien 1291, 25. Lomb. Eiſenbahn⸗Attien 596, 25. Oeſterr. Credit⸗ 


ktien —. x 

London, 23. März, Nachm. 3 Uhr. Silber 61%. — Conſols 92%. 
lproz. Spanier 46%. Mexikaner 31%, Sardinier 85%. Sproz. Ruſſen 94. 
Neue Ruſſen 94%. 1 22 (Alpllk } 

Der fällige Dampfer aus Rio Janeiro iſt in Liſſabon eingetroffen. 

Wien, 23. März, Mitt. Uhr 30 Minuten. Staatsfonds feſt. Sproz. 
Metall. 75, —. 4 proz. Metall, 65, 50. 1854er Looſe 92, 50. Bank⸗ 
Aktien 798. Nordbahn 186, 30. National⸗Anleihe 81, 10. Staats⸗Eiſenb. 
Aktien⸗Cert. 231, — Creditaktien 213, 70. London 113, 60. Hamburg 
85, 50. Paris 44, 95. Gold —, —. Silber Böhmiſche Weſt⸗ 
bahn 162, 25, Lombardiſche Eiſenbahn 271, — Neue Looſe 136, 40 
1860er Looſe 94, — 

Frankfurt a. M., 23. März, Nachm. 2 Uhr 30 Minuten. Natio⸗ 
nale, 1860er Looſe und 474 prozentige Metalliques begehrt, Kredit⸗ 
Aktien etwas matter. — Umſatz belebt. — Boöhmiſche Weſtbahn 72%. 
Finnländiſche Anleihe 911. — Schluß⸗Courſe: Ludwigsbafen⸗Berbacz 
144, Wiener Wechſel 103%. Darmſt. Bankattien 24214. Darmit, Zettel 
Dank 258, 5proz. Met. 64%. 4 proz. Met. 57%. 1854er Looſe 78%. 
Defterr, National⸗Anleihe 69%. Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenb.⸗Altien 236. 
Deſterr. Bank⸗Antheile 825. Deſterr. Credit⸗Attien 221. Neueſte Öhterr 
Anleihe 83%. Oeſterr. Eliſabet⸗Bahn 129. Rhein⸗Nahe⸗Bahn 33%. 
Mainz: Ludwigshafen Litt. A, 130%. - . 

Hamburg, 23. März, Nachm. 2 Uhr 30 Minuten. Börſe feſt.— 
Finnl. Anleihe 9%. — Schluß⸗Courſe: NationalAnleihe 70. Oeſtert 
Ererit-Alttien 9376. Vereinsbank 103%. Norddeutſche Bank 106%. Ahei⸗ 
niſche 99%. Nordbahn 64%. Disconto 21 —3. Wien —, — Peters⸗ 


burg —. . 
Hamburg, 23 März. [Getreivemarkt.] Weizen loco ruhig, ab aus: 
Roggen ooo flau, Königsberg pr. April⸗Mai 


wärts ohne Veränderung. 
u 73% zu haben. Oel pr. Mai 32%, pr. Okt. 30%. Kaſſee feſt. 3000 
Sack diverſe umgeſetzt. Su, 


ed N D ge > az 


Preiſe wie am 


Weizen langſames Geſchäſt zu Montagspreiſen, in fremdem Weizen bes 
ſchränktes Geſchäft zu unveränderten Preiſen. 
lität einen Schilling billiger. 
Schilling billiger. — Schönes Wetter. 


; aus einer Loge des Liebichſchen Konzertſaales ein] Berlin 


Liverpool, 23. März. [Baumwolle.] 5000 Ballen Umſatz. — 
vergangenen Sonnabend. 

London, 23. März. Getreidemarkt (Schlußbericht). In engliſchem 
Gerſte matt, geringere Qua⸗ 
In Hafer große Vorräthe, einen halben 


„Amſterdam, 23. März. Getreidemarkt (Schlußbericht'. Weizen 
ſtille. Roggen pr. Mai 1 Fl. höher, ſonſt ſtille. Raps April 93, os 
ber 77%. Rüböl Mai 52%, Herbft 45%. 


Berlin, 23. März. Die lebhafte Stimmung, welche ſchon am Schluſſe 
der vergangenen Woche an die Börſe nach langer Abweſenheit zurückgekehrt 
war, hatte ſich dem geſtrigen Privatverkehr entzogen. Heute war ſie wieder 
vollſtändig vorhanden, nur für einen Theil der öfterreihiihen Effecten ließ 
ſie ſich in der erſten Börſenhälfte noch vermiſſen. Dagegen hatte ſich für 
alle Arten inländiſcher Eiſenbahnactien der ſchon in den letzten Börſentagen 
wahrgenommene Begehr ſehr merklich geſteigert. Mit der vermehrten Nach⸗ 
frage gingen weitere Coursbeſſerungen Hand in Hand, und gegen Erde der 
Börfe trat auch für öſterr. Papiere, nachdem vorher ſchon der Umſatz in 
weichender Richtung gewachſen war, größere Feſtigkeit ein. Geld iſt ein 
wenig knapper, Disconto 21 —3 . (B.- u. H..) 


Berliner Börse vom 23. März Id SSS. 


Fonds- und Geld- Course. —— 2.— 
8 F. 
Frei. Btants-Anleihe l * Oberschles. B...| 79,131, 1145% G. 
Staats- v. 1850, 105 . dito 0. . 78/10 be. 
dito 1854, 884. 67% 101 da. dito Prior A. . 48% @. 
dito 111 dito Frier 8. 4 101 B. 
dito Han oa Kt dito Prior G.. — | 4 196%, G. 
dito 1868 = 1 De dito Prior D.. — | 4 16% 6 
3tanta-Schuld-Sch. ... 134 7296, ba. dito Prior E. . — 33688 tz. 
Präm.-Anleiho v. 18868 % 10240 bz. dito Prior F. . — 4, d. 
Borliner Stadt-Obl. .. 44 7 . ba. Oppeln-Tarnow 62 bz. 
(Kur u. Neumärker|sia ft br. Prinz-W. (st- V.) 463% bz. 
8 dito dito |, N e ee 4101, ba. 
3 |Pommersche . . . Books; dito (St.) Fr.. 5 | 4 106% B. 
5] dito neue .. . 4 bz dito Prior — 4 - — 
31 Posenscho . 8 dito III. Em. . — 4% ½ bz. 
E dito dees ese ese 6 “m Rhein-Nahebahn | — | 4 133 nz, 
© | dito naue . 4,84 % ba. Ruhrort-Crefeld.| 311184004, B. 
Schlesischo......+ 25 Mr G. Starg.-Posener. 3211074, be. 
„ Kur- u. Neumärker 992 *. ringer . 6% 4/127 % 6. 
3 |Pommeische ..... 09% br. Wilhelms Bahn. — | 4 fe a 66%, ba 
2 Posensche . | 4 97%, ba. dito Prior ....| — | 4 |91%, ba. 
2 Proussische ...+..| % 297 bz. dito III. Em. — 4% ½ B. 
2 West. u. Rhein.] 4 9 42 ba. dito Prior St. | — 4 94½ B. 
3 Sächsische . . . 4 |100 bz dito dito — 8 7 da. 
Schlesische. +. a 10072 8 
Louisdor — „ > 
Goldkronen . . . Id. 6% G. Preuss. u. F . Aetlen. 
ische Fonds. 1861| FP. 
Ausländische 66% 4 0 b Berl. K.-Verein. 6; 4 |118 0. 
anten en 4 8175 Bi: Berl. Hand.-Gos. 7 4 104 6. 
auto gar rc fL. — 60% bz Berl. W.-Ored.-G.— 5 | — — 
dito neue 100 . l. 5 Braunschw.Bank| 4 4 |527%, etw. ba. 
dito Nat.-Anleibe ..| 5 3 8. bz Bromer 81 4034 
dito Bankn. n. br 5 84% G. Coburg. Oredit A. 3 4 06% ba. 
8 eee Darmet. Zeiten] 83 | 4 11084 B 
dito 8. Anleihe pi] 4887 B. Darmst. Credb. A. 46 be. 
W Doss. Creditb. A — | 4 |8 bzu.B. 

Poln. Pfan "14 lo -Om.-Anthl. | 6 | 4 99% ba. u G. 
dito III. Em. .. ba u. d Genf. Oreditb. A. 2 |& 88 ½ a % bz. 
Poln. Obl. à 500 FL.) 4 1 f ba u. B Gergor Bank . . 8 4 987% etw. ba u. G 
. ene Hamb.Nord.Bank| 5 4 |106 etw. ba. u. G. 

dio 4. 22 „ Vor. Bank] Eg, 4 103 G. 
Poln. Banknoten 5 Haunov. 5 91 4 100 B. 
Kurhess. 40 Thlr.. . . — 15775 B. Leipziger „ 3 490 1 P. bz. 
Baden 35 Fl. . . . . I —131½ B. Luxembrg. 1⁰ 4 ne etw. ba. u. d. 
8 Magd. Priv. „ B. 
* und Mein. Creditb. A. 4 |97 ba u. G. 
2 5 . 
a n r. aa sa u. d. 
Aach.-Düsseld... | 34,13% 992 8. Pos. Prov.-Bank 6% 4 [97 8. 
Anch.-Mastricht. | 345) 4 84% b. Prouss. B.-Anthl.| 47, 44127 6. 
Amat. Rotterdam 11 8 Schl. Bank-Ver. | 6 7 90 % G. 
Se ne e. Thüringer Bank 2 4 6 ½ etw. ba u. G. 
amn 122 8. Weimar. Bank. 44 vor etw. bu. N 
Berl.-Potad.-Mgd.] 11 | 4 |193 ba. u. G 
Berlin-Stettiner 140 bz. Woshsel - Course. 


Broslau-Freibrg. 


ri 4 
Cöln-Mindener .. 11 69% 
13 


107. 143 J, ba. 
. 2 M. 143 Da. 


Franz. St.-Eisenb.] 6,5 . |8 T.|152Y, ba. 
Ludw.-Bexbach .| 8 .. 2 M. 181½ ba. 
Magd.-Halberst, . 22% . 13 M. 6. 21% ba. 
Magd.-Wittenbrg.] 1% 65% b 2 M. 80 ba. 
Meinz.-Ludw. A. 7 |4 8 T. 88% ba. 
Mecklenburger. 2% 2 M. 87 2 bz. 
Münster-Hammerj 4 . 2 M. 66. 24 G, 
Neisse-Brieger .. | 3% . . 18 T. 99% G. 
Niederschlos 414 . 2 M. 99 be. 
N.-Schl. Zweigb. | 11% . 12 M. 56. 6 G. 
Nordb. (Fr.-W.) 34 ++ 13 W.|100%, bz.3M.100bz 
dito Prior. — Hl — 8 T. S0 ½% G. 
Sberschles. A. . . | 72418 8 T. 109 ½ @. 


| 
r. bez., Mai⸗Juni 221 . Br. 
6 J Thlr ee | 

| 

j 


Weizen leblos. Roggen loco trotz ſtärkeren Angebots zu unveränderten 
Preiſen umgeſetzt. Termine behaupteten ungeachtet einer großen Kanal⸗Liſte 
die Sonnabendspreiſe, da die Deckungsfrage im Uebergewicht blieb. Hafer 
loco ſtark offerirt, Termine matt. Rüböl bei ſtarker Kaufluſt für loco und | 
alle Termine feſt und weſentlich hoher eröffnend, ſchließt etwas ruhiger. 

Das Geſchäft war ein ziemlich lebhaftes. Spiritus verlief bei fefter Stim⸗ 
mung in ruhiger Haltung und wenig veränderten rn Das Fehlen 
von Spiritus auf der Kanal⸗Liſte machte Verkäufer ſehr zurückhaltend. 8 


Wind: Weſt. Wetter: trübe und regnicht. 
e in fehr bie bel ih | 
eboten in vorherrſchend flauer ſehr beſchränkter Kauflust. 

a Weizen ſehr vernachläſſigt; pr. 8öpfd. weißer 66 — 78 Sgr., e 


6473 Sgr. — Roggen matter; pr. 84pfd. 49—52 Sgr. — Gerſte er 
ger; pr. J0yfd. weiße 39—40 Sgr., gelbe 34—37 Sr — Ha Hi Len 


Breslau, 24. März. 
Thermometer Früh 5 Wärme. 


Se f 
„50 pfd. ſchleſiſcher 25—26 Sgr. — Erbſen, Widen und Bohnen 
RR — Deljaaten wenig 9 55 — Schlaglein ſchwach 
gefragt. 0. * vernachläſſigt; 48—52 Sgr. pr. Ent. — Lu⸗ 
pinen 40-39 Sgr. Ä 
Sgr. pr. Schff. Sgr. pr. Schff. 
Weißer Weizen 65—73—78 Wicken : 40 
Gelber Weizen 63—67—74 Sg. pr. Sack a 150 Pfd. Brutto. 
. 49—51—53 Schlag⸗Leinſaat . . . 190- 200-210 
r 3437-41 Winter⸗Naps 250—270—285 
r 24-2628 Winter⸗Rübſen — SEZ: 
U 5 ommer⸗Rübſen .. . . 220 —240—260 


3—48—52 N 
Kleeſaat ſehr flau, abfallende Qualitäten ganz unbeachtet — rothe 
ordinäre 81 —10½ Thlr., mittle 
bochfeine und extrafeine 15—15% . 
mittle 10—13 Thlr., feine 14—16% Thlr., hochſeine 17% —18% 
8 ediſch “ Klee, 5 tr. 
ymothee 5— Thlr. pr. Abr. f 
nes à 150 Pfd. netto 15—18 
Kartoffeln pr. Sad Der der we Sgr. ö 
übdl pr. Ctr. und Termine 15 le. Spiritus pr. 
80 4 Tralles loco 13% Thlr., Mürz 151 Thlr. x di 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Stein. 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Fredrich) in Breslau. 
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